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Vorwort

Sie halten als Verteidiger/Rechtsanwalt1 mit diesem Werk ein „Handbuch für die strafrechtliche
Nachsorge“ in den Händen und fragen sich vielleicht dann doch: Strafrechtliche Nachsorge? Was ist
das? Nun, wer sich intensiv mit Strafverteidigung befasst, weiß bzw. kann an vielen Stellen in Recht-
sprechung oder Literatur lesen: Der Verteidiger ist nicht Vertreter, sondern Beistand des Beschuldigten,
der die Rechte des Beschuldigten in allen Verfahrensabschnitten in vollem Umfang zu wahren hat. Das
gilt aber nicht nur im „Ermittlungsverfahren“, im Verfahrensstadium „Hauptverhandlung“ und im
Rechtsmittel- und/oder Rechtsbehelfsverfahren, sondern vor allem eben auch noch in danach liegenden
Verfahrensstadien, die wir als den Bereich der „strafrechtlichen Nachsorge“ ansehen. Gemeint ist also
alles das, was nach „dem Urteil kommt“. Gerade hier ist und wird der Rechtsanwalt, der für den Man-
danten – als Verteidiger – in den vorhergehenden Verfahrensstadien tätig geworden ist, aber auch der
Rechtsanwalt, der vom Mandanten, gegen den ein strafverfahrensrechtliches Erkenntnisverfahren
anhängig war, erst jetzt beauftragt wird, besonders gefordert. Denn gerade im Bereich der „strafrecht-
lichen Nachsorge“ fühlen sich die Mandanten mit den Folgen einer Verurteilung aber auch eines Frei-
spruchs allein gelassen. Sie finden nur selten Antwort auf die Frage, was nun noch alles kommt bzw.
kommen kann.

Und das ist der Ansatz für das vorliegende Handbuch: Es will dem Rechtsanwalt einen Ratgeber bzw. eine
Hilfestellung an die Hand geben, mit dem bzw. mit der er seinen Mandanten auch noch nach dem Erkennt-
nis- oder Rechtsmittelverfahren unterstützen und damit Beistand sein kann. Dieses Handbuch tritt also
neben „Burhoff (Hrsg.), Handbuch für das strafrechtliche Ermittlungsverfahren“ und „Burhoff (Hrsg.),
Handbuch für die strafrechtliche Hauptverhandlung“, die 2025 in 10. bzw. 11. Aufl. erschienen sind,
und neben „Burhoff (Hrsg.), Handbuch für die strafrechtlichen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe“, das
2024 in 3. Aufl. erscheinen ist. Nachdem 2012/2013 mit der 1. Auflage des Rechtsmittel-Handbuchs
aus dem „Duo ein Trio“ geworden war, lag mit der 1. Auflage dieses Handbuchs ein „Quartett“ vor,
mit dem die Reihe aber auch abgeschlossen ist.

Die Idee zu diesem vierten Band der Handbuchreihe stammte vom Kollegen Rechtsanwalt Dr. Peter Kotz.
Leider ist Peter Kotz im Frühjahr 2017 recht plötzlich verstorben. Das habe ich sehr bedauert, vor allem,
weil ich/wir mit ihm einen Kollegen recht bzw. zu früh verloren haben, der ebenfalls als Autor und He-
rausgeber vieler juristischer Bücher und zahlreicher rechtswissenschaftlicher Publikationen bekannt war
und so unserem Werk mit das Gepräge gegeben hatte. Wir haben uns dann länger nicht entscheiden kön-
nen, ob wir bzw. vor allem, ob ich, das Werk allein fortsetzen würde. Nachdem aber immer wieder An-
fragen aus dem Kollegenkreis gekommen sind, ob eine 2. Auflage beabsichtigt sei und wann sie kommen
würde, hat sich der Verlag dann doch entschlossen, das Werk fortzusetzen und dass ich als „Alleinheraus-
geber“ tätig sein soll. Dies tue ich im Gedenken an den verstorbenen Kollegen gern. Mit mir hoffen alle
Kollegen, dass wir seinen immer recht hohen Ansprüchen gerecht werden. Wir werden sein Andenken in
Ehren halten.

Peter Kotz hatte auch vor der 1. Auflage dieses Werks die Mühen der Stoffsammlung und die Suche nach
geeigneten Mitautoren auf sich genommen hat. Von vornherein war aber auch hier – ebenso wie beim
„Rechtsmittel-Handbuch“ – klar, dass die komplexen und schwierigen, teilweise wenig bekannten Fragen
und Probleme, die die strafverfahrensrechtliche Nachsorge mit sich bringt, nicht von nur zwei Autoren
gemeistert werden konnten. Deshalb haben wir uns auch hier von Anfang an zur Teamarbeit entschlossen.
Es ist dann gelungen, Mitautoren aus dem richterlichen, dem staatsanwaltlichen und dem anwaltlichen Be-
reich, ergänzt durch einen Rechtspfleger, zu finden, von denen jeder Einzelne auf seinem (Fach-)Gebiet ein
ausgewiesener Kenner der von ihm bearbeiteten Materie ist. Daraus ist dann ein Team von (Mit-)Autoren

1 Soweit nachfolgend männliche Begriffe verwendet werden, gelten diese für Personen weiblichen, männlichen und diversen
Geschlechts gleichermaßen.

V
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geworden, von denen jeder in dem von ihm bearbeiteten Bereich über umfassende Fachkenntnisse verfügt
und aus seiner täglichen Arbeit weiß, was in der Praxis im Bereich der strafverfahrensrechtlichen Nachsorge
erforderlich ist und was der Verteidiger/Rechtsanwalt wissen muss. Dieses Handbuch wird also gestaltet
von Praktikern für Praktiker.

Wie überall im Leben gilt allerdings auch bei einem Buch, das von einem Team erstellt wird: Nichts ist so
beständig wie der Wandel. Das bedeutet an dieser Stelle: Auch ein Autorenteam ist dem Wandel unter-
legen mit der Folge, dass Autoren ausscheiden und damit für eine neue Auflage nicht mehr zur Verfügung
stehen. Das habe ich auch mit dieser 2. Auflage erfahren.

& Denn aus dem Autorenteam der 1. Auflage sind leider aus Altersgründen und/oder wegen anderwei-
tiger Belastung ausgeschieden
– Prof. Dr. Stephan Barton, Bielefeld,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Arno Glauch,
– Oberstaatsanwalt Gunnar Herrmann, Hamm,
– Richter am OLG Dr. Daniel Hunsmann, Oldenburg,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Familienrecht Dr. Lambert Krause, Waldshut-Tiengen und

Wurmlingen,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Dr. Frank Nobis, Iserlohn,
– Staatsanwältin Dr. Silke Noltensmeier, Bremen,
– Rechtsanwältin und Fachanwältin für Strafrecht Dr. Dominique Schimmel, Berlin,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Christian Steffgen, Augsburg,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Nico Werning, München.

Teilweise sind die von den ausgeschiedenen Autoren bearbeiteten Bereichen von anderen Teamkollegen
übernommen worden. Teilweise sind die Bereiche aber auch von neu eingetretenen Kollegen bearbeitet
worden.

& Neu eingetreten sind:
– Rechtsanwalt Thomas Bößem, Bonn, der den Teil D: Daten übernommen hat,
– Oberstaatsanwältin Ulrike Hahn-Oleownik, München, die die die StrEG betreffenden Fragen von

Peter Kotz übernommen,
– Rechtsanwältin und Fachanwältin für Strafrecht Anika Klein, Erfurt, die die familienrechtlichen

Fragen bearbeitet hat,
– Oberstaatsanwalt Steffen Kuch, Nürnberg, der den Bereich der Führungsaufsicht bearbeitet hat,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Jochen Lober, Köln, der gemeinsam mit Kerstin

Rueber-Unkelbach, die Nachsorge im Bereich der Beamten darstellt,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Dr. Tobias Lubitz, der die Nachsorge im Bereich der

akademischen Heilberufe darstellt,
– Rechtsanwalt Dr. Toralf Nöding, Berlin, der die in der 1. Auflage von Frau Rechtsanwältin

Dr. Dominique Schimmel, Berlin, bearbeiteten Stichwörter zu den Besonderheiten zum JGG-
Verfahren weitergeführt hat,

– Rechtsanwalt Roman Sommer, Dresden, der den Bereich der Sicherungsverwahrung bearbeitet hat,
– Rechtsanwältin und Fachanwältin für Strafrecht Kerstin Rueber-Unkelbach, Koblenz, die

gemeinsam mit Jochen Lober die Nachsorge im Bereich der Beamten darstellt,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht und Verkehrsrecht Marc N. Wandt, München, der

die Nachsorge für Soldaten dargestellt hat,
– Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Patrick Welke, Heidelberg, der die mit § 35 BtMG

zusammenhängenden Fragen von Rechtsanwalt Dr. Frank Nobis übernommen und bearbeitet
hat.

Unmittelbar vor Druckfreigabe hat uns zudem die traurige Nachricht erreicht, dass unser Mitautor
Dr. Heiko Artkämper, der während seiner aktiven Dienstzeit als Staatsanwalt als Gruppenleiter bei der

Vorwort
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Staatsanwaltschaft Dortmund tätig gewesen ist, verstorben ist. Er war dem ZAP Verlag weit über 20 Jahre
als Herausgeber und Autor eng verbunden. Wir werden Herrn Dr. Artkämper als zuverlässigen Coautor in
dankbarer Erinnerung behalten.

Die Ausführungen der 1. Auflage sind dann in dieser 2. Auflage erweitert und selbstverständlich hinsicht-
lich Literatur und Rechtsprechung aktualisiert und überarbeitet worden. Das Werk hat den Stand von
März 2026.

Unser Anliegen war/ist es, nachdem es mit dem „Handbuch für das strafrechtliche Ermittlungsver-
fahren“, dem „Handbuch für die strafrechtliche Hauptverhandlung“ und auch mit dem „Handbuch
für die strafrechtlichen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe“ darum geht, dazu beizutragen, die „richtige“
Wahrheitsfindung im Strafprozess zu sichern, dem Mandanten auch danach dem Verteidiger/Rechts-
anwalt einen verlässlichen Partner zur Seite zu stellen. Deshalb hoffen wir, dass dieses Handbuch wei-
terhin ebenso viel Zuspruch von Verteidigern, Rechtsanwälten, Richtern und Staatsanwälten erfährt,
wie ihn die drei anderen Handbücher erfahren haben und erfahren. Das Handbuch soll allen Benutzern
eine praktische Arbeitshilfe sein. Es wendet sich in erster Linie – ebenso wie die drei anderen Bücher
aus der Reihe – an den Strafverteidiger, und zwar sowohl an den erfahrenen Strafverteidiger als auch an
den Berufsanfänger bzw. den Rechtsanwalt, der nicht so häufig mit Strafsachen zu tun hat. Es wendet
sich aber auch an den Rechtsanwalt, der nicht Verteidiger ist/war, aber nach Abschluss des Verfahrens
vom Beschuldigten mit einer Frage konfrontiert wird, wie es denn nun in bestimmten Bereich weiter
geht. Darüber hinaus werden aber auch Richter oder Staatsanwälte hier hoffentlich die Lösung eines
in der täglichen Praxis auftretenden Problems finden, wenn es um die verfahrensrechtliche Nachsorge
geht. Weil das Handbuch allen Benutzern eine praktische Arbeitshilfe sein soll, haben wir die
Darstellung in ABC-Form fortgesetzt. Dies wiederum, weil diese Darstellungsform bei den anderen
Handbüchern von Anfang an positiv aufgenommen worden ist. Grund ist zudem auch, dass unter
dem jeweiligen Stichwort i.d.R. alle damit zusammenhängenden (Rechts-)Fragen und Probleme
geschlossen dargestellt werden können. Damit ist ein schnellerer Zugriff auf die gesuchte Antwort
möglich als bei den sonst üblichen Darstellungsformen.

Die strafverfahrensrechtliche Nachsorge ist i.Ü. auf mehrere große Abschnitte aufgeteilt: In Teil A fin-
det man die Ausführungen zu Bewährungs- und Fahrerlaubnisfragen sowie zur Sicherungsverwahrung.
Der Teil B enthält Ausführungen zur Vollstreckung von Strafen und Maßregeln, die ergänzt werden
durch in Teil C enthaltenen Stichwörter zu Vollzugsfragen. Einen Schwerpunkt bilden hier die Rechts-
mittel im Strafvollzug. Teil D behandelt Datenfragen, Teil E beinhaltet die wichtigen Ausführungen zu
den Registern, Teil F zum Umgang mit Medien und Teil G die mit dem Gnadenverfahren zusammen-
hängenden Probleme. Teil H ist den Auswirkungen auf bestimmten Personen- und Berufsgruppen und
dem Fahrerlaubnisrecht vorbehalten. In Teil I sind schließlich die Fragen der Opferentschädigung, die
Ansprüche gegen den Beschuldigten und die Entschädigungsfragen nach dem StrEG dargestellt. Abge-
rundet wird das Ganze im Teil J mit einer Darstellung der vergütungsrechtlichen Aspekte und Fragen
aus dem Bereich der Kosten-/Vergütungsfestsetzung. Ein besonderes Anliegen war – wie in allen Hand-
büchern der Reihe – eine praxisnahe Darstellung der Probleme. Deshalb sind die Ausführungen jeweils
um Praxishilfen und -hinweise, Formulierungshilfen sowie Checklisten und Arbeitshilfen ergänzt.

Anregungen und Kritik nehmen wir gern entgegen, beides kann helfen, eine nächste Auflage noch besser
zu gestalten. Wer uns künftig Vorschläge oder Hinweise geben möchte, kann sich kann sich an mich unter
meiner Kanzleianschrift „Stettenstraße 12, 86150 Augsburg“ wenden, mir unter 0821-5091760 ein Fax
bzw. unter praxis@burhoff.de eine E-Mail zukommen lassen. Das gilt ganz besonders dann, wenn – trotz
allem Bemühen um Richtig- und Vollständigkeit – an der einen oder anderen Stelle vielleicht doch (noch)
ein Zitatfehler festgestellt werden sollte.

Zum Schluss möchte ich danken. Besonderer Dank gebührt zunächst den Mitautoren, die neben ihrer täg-
lichen Arbeit die Manuskripte fristgerecht erstellt und damit maßgeblich dazu beigetragen haben, dass wir
das Werk nun vorlegen können. Zu danken ist aber auch den Lektoren beim ZAP-Verlag, Frau Christiane

Vorwort
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Göhring und Herrn Rechtsanwalt Dennis Flohr, die das Werk lektoriert und mich bei der Erstellung des
Stichwort-, Abkürzungs- und Literaturverzeichnisses unterstützt haben. Neben ihnen danke ich allen
anderen Mitarbeitern des ZAP-Verlags bei der Erstellung des Werkes aktiv mitgeholfen hat. Und „last
but not least“ danke ich meiner Familie, die während der Arbeiten an dieser Neuauflage erneut manche
Stunde haben auf mich verzichten müssen.

Leer/Augsburg, im April 2026 Detlef Burhoff

Vorwort
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Hinweise zur Benutzung des Handbuchs

1. Dieses Handbuch erhebt nicht den Anspruch, ein (weiterer) Querschnitts-Kommentar zur behandelten
Thematik zu sein. Es soll vielmehr eine praktische Arbeitshilfe für die strafrechtliche Nachsorge sein.
Deshalb ist i.d.R. auch für die Rechtsfragen zunächst die sog. h.M. dargelegt, wie sie für die StPO ins-
besondere z.B. bei Schmitt/Köhler bzw. den Standardkommentaren zur jeweiligen Thematik aufgeführt
ist, diese jedoch durch weiterführende Hinweise – auch auf kritische Literatur und Rechtsprechung – er-
gänzt. Auftauchende Fragen können und müssen also gegebenenfalls (dort) vertieft werden. Ergänzt ist
die Darstellung um praktische Hinweise zur Verteidigungstaktik.

2. Ich habe bewusst von einem sonst allgemein üblichen, i.d.R. meist sehr umfangreichen Literaturver-
zeichnis abgesehen. Das Literaturverzeichnis enthält nur die Hinweise auf die gängigen Standard- und
Großkommentare sowie auf häufiger herangezogene Fundstellen/Kommentare.

Die von den jeweiligen Bearbeitern notwendig angesehenen weiterführenden Hinweise auf Spezial-
kommentare, auf Monografien oder auf Aufsätze zu bestimmten Themen sind an den Stellen eingeordnet,
an denen die Fragen bei den einzelnen Stichwörtern behandelt werden. Sie sind in dem vor den einzelnen
Stichwörtern aufgenommenen Abschnitt „Literaturhinweise“ zusammengefasst, und zwar alphabetisch
nach dem Namen des Autors unter Nennung des (Aufsatz-)Titels geordnet. Der Benutzer kann durch die
Nennung des Titels eines Aufsatzes oder einer Monografie an dieser Stelle besser und schneller erkennen,
ob eine angeführte Belegstelle eine zu vertiefende Frage nur mitbehandelt oder ob sie gegebenenfalls die
Hauptthematik eines Literaturbeitrags darstellt. Die „Literaturhinweise“ enthalten aber nicht nur die
jeweils zitierten Aufsätze und sonstigen Veröffentlichungen. Sie beinhalten außerdem zum Teil auch an-
dere weiterführende Literatur. Mithilfe dieser weiterführenden Hinweise auf in der einschlägigen Fach-
literatur sonst noch erschienene Aufsätze zu den anschließend behandelten Stichwörtern können über die
angeführten Zitate hinaus die behandelten Fragen vertieft werden.

Ich bin mir bewusst, dass diese Verfahrensweise zu der ein oder anderen Doppelnennung führt, obwohl ich
versucht habe, das teilweise dadurch zu vermeiden, dass die Literatur zum Teil bei den sog. Verteilerstich-
wörtern (s. dazu unten 7.) zusammengefasst worden ist. Das war jedoch nicht in allen Fällen möglich. Der
verbliebene Anteil von Doppelnennungen kann u.E. hingenommen werden. Der durch die Doppelnennun-
gen entstehende Platzbedarf wird zudem dadurch aufgewogen, dass derjenige, der eine Frage an anderer
Stelle vertiefen will, nicht in einem umfangreichen Literaturverzeichnis nachsuchen muss, ob und gegebe-
nenfalls wo zu der Frage Vertiefendes zu finden ist. Durch das gewählte Verfahren erhält er diese Informa-
tion vielmehr unmittelbar bei dem jeweiligen Stichwort.

3 Die veröffentlichte Literatur und Rechtsprechung ist weitgehend bis einschließlich März 2026
berücksichtigt und soweit möglich eingearbeitet.

4. Für die Benutzung des Handbuchs ist zu beachten, dass Verweisungen auf andere Stichwörter mit einem
„�“ angegeben werden. Zunächst genannt wird dann der Teil, in dem das Stichwort aufgeführt ist. Bei-
spielsweise heißt „� Teil A: Bewährung, Allgemeines“, dass weitere oder (allgemeine) Ausführungen
zur Bewährung unter diesem Stichwort zu finden sind.

5. Trotz der Darstellung in ABC-Form sind in den Teilen fortlaufende Randnummern gesetzt, da diese
ein noch schnelleres Auffinden der jeweils gesuchten Stelle ermöglichen. Dabei ist darauf hinzuweisen,
dass die in einer Verweisung enthaltene Randnummer nicht immer nur auf den Beginn des genannten
Stichworts verweist. Das ist i.d.R. nur der Fall, wenn es sich um eine allgemeine Verweisung handelt.
Geht es hingegen um die Verweisung auf ein spezielles Problem/besondere Ausführungen, wird auf die-
se(s) i.d.R. durch Nennung der entsprechenden Randnummer(n) direkt verwiesen. Die Randnummern be-
ginnen in jedem der zehn Teile mit der Rn 1.

6. Für einige Stichwörter werden die teilweise ausführlichen Erläuterungen unter der Überschrift „Das
Wichtigste in Kürze“ in mehreren „Leitsätzen“ zusammengefasst und so zusätzliche Möglichkeiten

IX
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zur schnellen und schwerpunktmäßigen Information geboten. Innerhalb der Stichwörter wird das Auffin-
den von gesuchten Erläuterungen dann dadurch erleichtert, dass die den Inhalt wiedergebenden Begriffe
durch Fettdruck hervorgehoben sind und damit den Charakter von ins Auge fallenden Zwischenüber-
schriften erhalten. Die einzelnen Erläuterungen zu „Leitsätzen“ finden sich zudem i.d.R. unter der Ziffer,
die der des Leitsatzes entspricht.

7. Für die wichtigsten oder sehr umfangreichen Fragenkomplexe sind sog. „Verteilerstichwörter“ ge-
bildet worden, bei denen dann auch die zu dem jeweiligen Komplex gebildeten Stichwörter
zusammengestellt sind. Die Verteilerstichwörter sind i.d.R. dadurch zu erkennen, dass sie in der Über-
schrift den Zusatz „Allgemeines“ tragen, wie z.B. „Bewährung, Allgemeines“ oder „Maßregelvollzug,
Allgemeines“.

8. Unter der Überschrift „Hinweise für den Verteidiger“ ist das dargestellt, was der Verteidiger in dem
jeweiligen Zusammenhang besonders beachten sollte oder was für seinen Mandanten besonders wichtig
ist. Ich hoffe, dass auch die bei den jeweiligen Stichwörtern ggf. angeordneten Mustertexte dem Vertei-
diger eine Hilfe sein werden.

9. Am Schluss des Buches befindet sich ein stark differenziertes Stichwortverzeichnis, das den Benutzer
hoffentlich bei keiner Frage im Stich lässt. Dieses Verzeichnis enthält als Fundstellenhinweis die jewei-
lige Randnummer, unter der die mit der aufgetauchten Frage zusammenhängenden Probleme dargestellt
sind.

Hinweise zur Benutzung des Handbuchs
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Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, Strafvollzugsgesetze – Bund und Länder, 7. Aufl. 2020; zitiert:
SBJL/Bearbeiter, (Kapitel, Paragraf und Rn)

Systematischer Kommentar zum Strafgesetzbuch, herausgegeben von Wolter, Loseblattkommentar;
zitiert: SK-StGB/Bearbeiter, (Paragraf und Rn)

Systematischer Kommentar zur Strafprozessordnung mit GVG und EMRK, herausgegeben von Wolter,
6. Aufl.; zitiert: SK-StPO/Bearbeiter, (Paragraf und Rn)

Tettinger/Wank/Ennuschat, Kommentar zur Gewerbeordnung, 8. Aufl. 2011; zitiert: Tettinger/Wank/
Ennuschat, GewO, (Paragraf und Rn)

Toussaint, Kostenrecht, 55. Aufl. 2025, zitiert Toussaint, (Paragraf und Rn)Tolzmann, Bundeszentral-
registergesetz, 5. Aufl. 2015; zitiert: Tolzmann/Bearbeiter, BZRG, (Paragraf und Rn)

Tübinger Kommentar Strafgesetzbuch, 31. Aufl. 2025; zitiert TK-StGB/Bearbeiter, (Paragrag und Rn)

Ulsenheimer/Gaede, Arztstrafrecht in der Praxis, 6. Aufl. 2020; zitiert: Ulsenheimer/Gaede, Arztstraf-
recht, (Rn)

Volckart/Grünebaum, Maßregelvollzug: Das Recht des Vollzuges der Unterbringung nach §§ 63, 64 StGB
in einem psychiatrischen Krankenhaus und in einer Entziehungsanstalt, 8. Aufl. 2015; zitiert:
Volckart/Grünebaum, (Rn)

Volckart/Pollähne/Wagner, Verteidigung in Vollstreckung und Vollzug, 5. Aufl. 2014; zitiert:
Volckart/Pollähne/Wagner, (Teil und Rn)

Zöller, Zivilprozessordnung. 36. Aufl. 2026; zitiert: Zöller/Bearbeiter, (Paragraf und Rn)
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Abkürzungsverzeichnis

(Die Gesetze sind im Text in der jeweils gültigen Fassung zitiert.)

A

a. auch

a.A. anderer Ansicht

a.a.O. am angegebenen Ort

a.D. außer Dienst

a.E. am Ende

a.F. alte Fassung

AAK Atemalkoholkonzentration

abgedr. abgedruckt

abl. ablehnend

ABMG Autobahnmautgesetz

Abs. Absatz

Abschn. Abschnitt

abw. abweichend

ADHS Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätssyndrom

AE Akteneinsicht

AentG Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte
und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

ÄAppO Approbationsordnung für Ärzte

AER Akteneinsichtsrecht

AG Amtsgericht/Aktiengesellschaft/Arbeitsgemeinschaft

AG GVG AGGVG – Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von
Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit

AGS Anwaltsgebühren Spezial (Zs.) (Jahr und Seite)

ähnl. ähnlich

allg. Meinung allgemeine Meinung

Alt. Alternative

Anh. Anhang

Anlg. Anlage

Anm. Anmerkung

AnwBl. Anwaltsblatt (Zs.) (Jahr und Seite)

AnwGH Anwaltsgerichtshof

AO Abgabenordnung

AO-StB Der-AO-Steuerberater (Zs.) (Jahr und Seite)
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arg. e. argumentum ex

Art. Artikel

ArztR ArztRecht (Zs.) (Jahr und Seite)

AtomG Atomgesetz

AÜG Arbeitnehmerüberlassungsgesetz

AufEnthG Aufenthaltsgesetz

Aufl. Auflage

Ausf. ausführlich

AuslG Ausländergesetz

AVR Auskunftsverweigerungsrecht

AWaffV Allgemeine Waffengesetz-Verordnung

Az. Aktenzeichen

AZR Ausländerzentralregister

AZRG Ausländerzentralregistergesetz

B

B Rechtsprechungsübersicht zum Jugendstrafrecht von Böhm in NStZ bzw.
NStZ-RR

BA Blutalkohol, Wissenschaftliche Zeitschrift für die medizinische und juristische
Praxis (Jahr und Seite)

BAB Bundesautobahn

BAG Bundesarbeitsgericht

BAK Blutalkoholkonzentration

BÄO Bundesärzteordnung

BAT Bundesangestelltentarif

BayGZVJu Bayerische Gerichtliche Zuständigkeitsverordnung Justiz

BayMRVG Bayerisches Maßregelvollzugsgesetz

BayObLG Bayerisches Oberstes Landesgericht

BayObLGSt Sammlung von Entscheidungen des Bayerischen Obersten Landesgerichts in
Strafsachen (alte Folge Band und Seite, neue Folge Jahr und Seite)

BayStVollzG Bayerisches Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe

BayVwVfG Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz

BB Betriebs-Berater (Zs.) (Jahr und Seite)

BBG Bundesbeamtengesetz

BbgPJMDSG Brandenburgisches Polizei-, Justizvollzugs- und Maßregelvollzugsdaten-
schutzgesetz

BbgJVollzG Brandenburgisches Justizvollzugsgesetz

Abkürzungsverzeichnis
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BbgPsychKG Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen sowie über den Vollzug gerichtlich
angeordneter Unterbringung für psychisch kranke und seelisch behinderte
Menschen im Land Brandenburg

BDSG Bundesdatenschutzgesetz

Be Rechtsprechungsübersicht von Becker in NStZ-RR

BeckRS beck-online Datenbank (Fundstelle)

Beil. Beilage

BerlVerfGH Berliner Verfassungsgerichtshof

Beschl. Beschluss

BeschV Verordnung über die Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern

BetrVG Betriebsverfassungsgesetz

BezG Bezirksgericht

BFH Bundesfinanzhof

BfJ Bundesamt für Justiz

BFStRMG Gesetz über die Erhebung von streckenbezogenen Gebühren für die Benutzung
von Bundesautobahnen und Bundesstraßen

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBl. Bundesgesetzblatt

BGH Bundesgerichtshof

BGHR Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (systematische Entscheidungs-
sammlung) (Paragraf und Stichwort)

BGHSt Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in Strafsachen (Band und Seite)

BinSchVfG Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Binnenschifffahrtssachen

BJagdG Bundesjagdgesetz

BKA Bundeskriminalamt

BKAG Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes und der
Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten (Bundeskriminalamtgesetz)

Bl. Blatt

BlnVwVfG Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung

BMG Bundesmeldegesetz

BMJ Bundesministerium der Justiz

BMJV Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz

BND Bundesnachrichtendienst

BNotO Bundesnotarordnung

Bo Rechtsprechungsreport von Bothge in ZfStrVo

BORA Berufsordnung-Rechtsanwälte

BR Bundesrat

BRAGO Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte

Abkürzungsverzeichnis
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BRAK Bundesrechtsanwaltskammer

BRAK-Mitt. Mitteilungen der Bundesrechtsanwaltskammer (Jahr und Seite)

BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung

BRD Bundesrepublik Deutschland

BR-Drucks Bundesrat-Drucksache

BremJVollzDSG Bremisches Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Justizvollzug

BremPsychKG Bremisches Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen
Krankheiten

BremStVollzG Bremisches Strafvollzugsgesetz

BremVwVfG Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz

BRRG Beamtenrechtsrahmengesetz

BSDG Bundesdatenschutzgesetz

BSG Bundessozialgericht

Bsp. Beispiel(e)

BStatG Bundesstatistikgesetz

BStBl. Bundessteuerblatt

BTA Bild-Ton-Aufzeichnung

BT-Drucks Bundestag-Drucksache

BtM Betäubungsmittel

BtMG Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Betäubungsmittelgesetz)

BtPrax Betreuungsrechtliche Praxis (Zs.) (Jahr und Seite)

Bu Rechtsprechungsübersicht von Burhoff zur Rechtsprechung des OLG Hamm
in Verkehrsstraf- und Verkehrsordnungswidrigkeitensachen in DAR

Buchst. Buchstabe

BVA Bundesverwaltungsamt

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (Band und Seite)

BVerfGG Gesetz über das Bundesverfassungsgericht (Bundesverfassungsgerichts-
gesetz)

BVerfGK Kammerentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (Band und Seite)

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

BVV Beweisverwertungsverbot

BW Baden-Württemberg

BWAGGVG Baden-Württembergisches Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit

bzgl. bezüglich

BZR Bundeszentralregister

BZRG Bundeszentralregistergesetz

Abkürzungsverzeichnis
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BZRGVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Bundeszentral-
registergesetzes

bzw. beziehungsweise

C

CCZ Corporate Compliance Zeitschrift (Zs.) (Jahr und Seite)

CD-ROM Compact Disc Read-Only Memory

Ci Rechtsprechungsübersicht von Cierniak in NStZ-RR

cl Zentiliter

CR Computer und Recht (Zs.) (Jahr und Seite)

D

D Rechtsprechungsübersicht von Dallinger in MDR

d.A. der Akte

d.h. das heißt

DAR Deutsches Autorecht (Zs.) (Jahr und Seite)

DAV Deutscher Anwaltverein

DB Der Betrieb (Zs.) (Jahr und Seite)

ders. derselbe

dies. dieselbe/n

diff. differenzierend

DM Deutsche Mark

DNA Desoxyribonukleinsäure

Dö/Dr Rechtsprechungsübersicht von Döllel und Dreßen zur Rechtsprechung des
OLG Schleswig in SchlHA

DÖD Der öffentliche Dienst (Zs.) (Jahr und Seite)

DRB Deutscher Richterbund

DRiG Deutsches Richtergesetz

DRiZ Deutsche Richterzeitung (Zs.) (Jahr und Seite)

Drucks Drucksache

DSGVO Datenschutz-Grundverordnung

DStR Deutsches Steuerrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt (Zs.) (Jahr und Seite)

E

ED Erkennungsdienstliche Maßnahme

e.V. eingetragener Verein

E/J Rechtsprechungsübersicht von Ernesti/Jürgensen zur Rechtsprechung des
OLG Schleswig in SchlHA

Abkürzungsverzeichnis
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E/L Rechtsprechungsübersicht von Ernesti/Lorenzen zur Rechtsprechung des
OLG Schleswig in SchlHA

EDV Elektronische Datenverarbeitung

EGE Ehrengerichtliche Entscheidungen (bis 1963 Bände arabisch beziffert, ab
1963 Bände römisch beziffert)

EGGVG Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz

EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

EGStGB Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch

EGWStG Einführungsgesetz zum Wehrstrafgesetzbuch

EichG Eichgesetz

EichO Eichordnung

Einl. Einleitung

einschr. einschränkend

Einzelh. Einzelheiten

EMRK Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Euro-
päische Menschenrechtskonvention)

EN Eilnachrichten

EÖB Eröffnungsbeschluss

Erg.-Heft Ergänzungsheft

Erl. Erläuterung

EU Europäische Union

EuGH Europäischer Gerichtshof

EuGRZ Europäische Grundrechte Zeitschrift (Jahr und Seite)

EUR Euro

EuRHÜbk Europäisches Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen

EuRhÜbk Übereinkommen – gemäß Artikel 34 des Vertrags über die Europäische
Union vom Rat erstellt – Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitglied-
staaten der Europäischen Union

EV Ermittlungsverfahren

evtl. eventuell

F

F. Fach

f. folgende

FA Fachanwalt

FAER Fahreignungsregister

FamFG Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17.12.2008

FamFR Familenrecht und Familienverfahrensrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

Abkürzungsverzeichnis
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FEB Fahrerlaubnisbehörde(n)

FeV Fahrerlaubnis-Verordnung

ff. fortfolgende

FG Festgabe

Fn Fußnote

FPR Familie Partnerschaft Recht (Zs.) (Jahr und Seite)

Fr Rechtsprechungsübersicht von Franke in NStZ

FS Festschrift

FS Forum Strafvollzug (Zs.) (Jahr und Seite)

G

g Gramm

G 10-Gesetz Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10-Gesetz – G10)

GA Goltdammer’s Archiv für Strafrecht (Zs.) (bis 1933 nach Band und Seite,
ab 1953 nach Jahr und Seite)

GBA Generalbundesanwalt

gem. gemäß

GESTA Stand der Gesetzgebung des Bundes (Informationssystem)

GewO Gewerbeordnung

GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls

ggü. gegenüber

GKG Gerichtskostengesetz

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung

GoA Geschäftsführung ohne Auftrag

grds. Grundsätzlich

GRUR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

GS Gedächtnisschrift

GStA Generalstaatsanwalt/Generalstaatsanwaltschaft

GVG Gerichtsverfassungsgesetz

GVGA Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher

GVP Geschäftsverteilungsplan

GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung

GwG Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten
(Geldwäschegesetz)

GZR Gewerbezentralregister

Abkürzungsverzeichnis
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H

H Rechtsprechungsübersicht von Holtz in MDR

h.M. herrschende Meinung

HandwO Handwerksordnung

HB Haftbefehl

He Rechtsprechungsübersicht von Herlan in MDR

hess. Hessische

HESt Höchstrichterliche Entscheidungen (Band und Seite)

Hinw. Hinweis

HmbStVollzG Hamburgisches Strafvollzugsgesetz

HmbJVollzDSG Hamburgisches Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Justiz-
vollzug

HMaßrVollzG Gesetz über den Vollzug von Maßregeln der Besserung und Sicherung in
einem psychiatrischen Krankenhaus und in einer Entziehungsanstalt
(Hessen)

HmbStVollzG Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe (Hamburgisches Strafvollzugs-
gesetz – HmbStVollzG)

HmbVwVfG Hamburgisches Verwaltungsverfahrensgesetz

HRN Hamburger Rechtsnotizen (Online-Zs.) (Jahr und Seite)

HRRS Höchstrichterliche Rechtsprechung Strafrecht (Online-Zs.) (Jahr und Nummer)

Hrsg. Herausgeber

Hs. Halbsatz

HStVollzG Hessisches Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der Sicherungs-
verwahrung

HV Hauptverhandlung

HVwVfG Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz

I

i.d.F. in der Fassung

i.d.R. in der Regel

i.d.R. in der Regel

i.e.S. im engeren Sinne

i.S.d. im Sinne der/des

i.S.d. im Sinne des

i.S.e. im Sinne einer/s

i.S.v. im Sinne von

i.Ü. im Übrigen

i.V.m. in Verbindung mit

IFG Informationsfreiheitsgesetz
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IMSI International Mobile Subscriber Identity

INF Information über Steuer und Wirtschaft (Zs.) (Jahr und Seite)

Info also Informationen zum Arbeitslosenrecht und Sozialhilferecht (Zs.) (Jahr und
Seite)

InfSG Infektionsschutzgesetz

INPOL Informationssystem der Landespolizeien

InsO Insolvenzordnung

IRG Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen

IStGHG Gesetz über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof

J

JA Juristische Arbeitsblätter für Ausbildung und Examen (Zs.) (Jahr und Seite)

JBl. RP Justizblatt Rheinland-Pfalz (Jahr und Seite)

jew. Jeweils

JGG Jugendgerichtsgesetz

JGH Jugendgerichtshilfe

JI-RL Richtlinie (EU) 2016/680 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum
Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates

JM NRW Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen

JMBl. NW Justizministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen

JR Juristische Rundschau (Zs.) (Jahr und Seite)

JStG Journal für Strafrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

JStG 2009 Jahressteuergesetz 2009

JuMoG Justizmodernisierungsgesetz

Jura Juristische Ausbildung (Zs.) (Jahr und Seite)

JurBüro Juristisches Büro (Zs.) (Jahr u. Seite)

JuS Juristische Schulung (Zs.) (Jahr und Seite)

Justiz Die Justiz – Amtsblatt des Justizministeriums Baden-Württemberg (Jahr und
Seite)

JVA Justizvollzugsanstalt

JVEG Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz

JVollzDSG Bln Justizvollzugsdatenschutzgesetz Berlin

JVollzDSG M-V Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Justizvollzug des Landes
Mecklenburg-Vorpommern

JVollzDSG NRW Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Justizvollzug in Nord-
rhein-Westfalen
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JVollzDSG SH Schleswig-Holsteinisches Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im
Justizvollzug

JVollzGB BW Gesetzbuch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg (Justizvollzugs-
gesetzbuch)

JVollzGB I BW Gesetzbuch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg Buch 1
(Gemeinsame Regelungen und Organisation)

JVollzGB III BW Gesetzbuch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg Buch 3
(Strafvollzug)

JVollzGB I LSA Erstes Buch Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt

JVollzGB IV LSA Viertes Buch Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt – Datenschutz –

JW Juristische Wochenschrift (Zs.) (Jahr und Seite)

JZ Juristenzeitung (Zs.) (Jahr und Seite)

K

K Rechtsprechungsübersicht von Kusch in NStZ bzw. NStZ-RR

K&R Kommunikation und Recht (Zs.) (Jahr und Seite)

Kap. Kapitel

KCanG Konsumcannabisgesetz

Kfz Kraftfahrzeug

KG Kammergericht

kg Kilogramm

KJ Kritische Justiz (Zs.) (Jahr und Seite)

KK Karlsruher Kommentar

Komm. Kommentierung(en)

KrGer Kreisgericht

Krim Kriminalistik (Zs.) (Jahr und Seite)

krit. Kritisch(er)

KronzG Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozessordnung und des
Versammlungsgesetzes und zur Einführung einer Kronzeugenregelung bei
terroristischen Straftaten

KrWaffKontrG Kriegswaffenkontrollgesetz

KUG Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der
Fotografie

KURS Konzeption zum Umgang mit rückfallgefährdeten Sexualstraftätern

KV Kassenärztliche Vereinigung

KV GKG Kostenverzeichnis des Gerichtskostengesetzes

KZV Kassenzahnärztliche Vereinigung
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L

L Rechtsprechungsübersicht von Lorenzen zur Rechtsprechung des OLG
Schleswig in SchlHA

l Liter

L/M Lindenmaier/Möhring – Nachschlagewerk des Bundesgerichtshofs (Nummer
und Paragraf)

L/Sch Rechtsprechungsübersicht von Lorenzen/Schiemann zur Rechtsprechung des
OLG Schleswig in SchlHA

L/T Rechtsprechungsübersicht von Lorenzen/Thamm zur Rechtsprechung des
OLG Schleswig in SchlHA

LAG Landesarbeitsgericht

LG Landgericht

Lit. Literatur

Lit.- Hinw. Literaturhinweise

LJVollzDSG RhPf Landesjustizvollzugsdatenschutzgesetz (Rheinland-Pfalz)

LJVollzG RhPf Landesjustizvollzugsgesetz (Rheinland-Pfalz)

LKA Landeskriminalamt

LPartG Lebenspartnerschaftsgesetz

Ls. Leitsatz

LSG Landessozialgericht

LStVollzG SH Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Schleswig-Holstein

LVwG SH Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein

LVwVfG BW Verwaltungsverfahrensgesetz für Baden-Württemberg

LVwVfG RhPf Landesverwaltungsverfahrensgesetz (Rheinland-Pfalz)

M

M Rechtsprechungsübersicht von Miebach in NStZ bzw. NStZRR

m. mit

m. abl. Anm. mit ablehnender Anmerkung

m. Bsp. Mit Beispiel

m. zahlr. Weit. Nachw. Mit zahlreichen weiteren Nachweisen

m. zust. Anm. mit zustimmender Anmerkung

m.E. meines Erachtens

m.w.N. mit weiteren Nachweisen

M/K Rechtsprechungsübersicht von Miebach/Kusch in NStZ bzw. NStZ-RR

Ma Rechtsprechungsübersicht von Matzke in NStZ

MAD Militärischer Abschirmdienst

MDR Monatsschrift für Deutsches Recht (Zs.) (Jahr und Seite)
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MedR Medizinrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

MfS Ministerium für Staatssicherheit

MFunkVG Bln Mobilfunkverhinderungsgesetz Berlin

MinBl. NW Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen

MiStra Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen

ml Milliliter

MMR MultiMedia und Recht (Zs.) (Jahr und Seite)

MoMiG Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von
Missbräuchen

MPU Medizinisch-Psychologische Untersuchung

MRK Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(Menschenrechtskonvention)

MschrKrim Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform (Zs.) (Jahr und Seite)

MüKo Münchener Kommentar

MuSchG Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mutter

MVollzG RhPf Landesgesetz über den Vollzug freiheitsentziehender Maßregeln (Rheinland-
Pfalz)

MVollzG LSA Maßregelvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt

MVollzKostZustVO BR Verordnung über die Zuständigkeit für die Erhebung von Kosten der Unter-
bringung im Maßregelvollzug in Bremen

N

n.F. neue Fassung

n.v. nicht veröffentlicht

Nachw. Nachweis

Nds.Rpfl. Niedersächsische Rechtspflege (Zs.) (Jahr und Seite)

NdsAGGVG Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz

NdsMVollzG Niedersächsisches Maßregelvollzugsgesetz

NJ Neue Justiz (Zs.) (Jahr und Seite)

NJVollzG Niedersächsisches Justizvollzugsgesetz

NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zs.) (Jahr und Seite)

NJW-Spezial Schnell-Information der Neuen Juristischen Wochenschrift (Beilage zur
NJW) (Jahr und Seite)

NK Neue Kriminalpolitik (Zs.) (Jahr und Seite)

npS Neue Psychogene Stoffe

Nr. Nummer(n)

NRW Nordrhein-Westfalen

NstE Neue Entscheidungssammlung für Strafrecht (Zs.) (Vorschrift und laufende
Nummer)
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NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht (Jahr und Seite)

NStZ-RR Neue Zeitschrift für Strafrecht Rechtsprechungs-Report (Zs.) (Jahr und Seite)

NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (Jahr und Seite)

NVwZ-RR Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht Rechtsprechungs-Report (Zs.)
(Jahr u. Seite)

NWVBl Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter (Zs.) (Jahr und Seite)

NVwVfG Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz

NWB Steuer-und Wirtschaftsrecht (Zs.) (Fach und Seite)

NZI Neue Zeitschrift für das Recht der Insolvenz und Sanierung (Zs.) (Jahr und
Seite)

NZS Neue Zeitschrift für Sozialrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

O

o. oben/obige

o.a. oben angeführt

o.Ä. oder Ähnliche/s

OLG Oberlandesgericht

OLG-NL OLG-Rechtsprechung Neue Länder (Zs.) (Jahr und Seite)

OLGR OLG-Report

OLGSt Entscheidungen der Oberlandesgerichte zum Straf-und Strafverfahrensrecht
(Paragraf und Seite; ab 1983 Paragraf und Nummer)

OpferRRG Opferrechtsreformgesetz

OpferschutzG Opferschutzgesetz

OrgKG Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer
Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität

Öst.VerfGH Verfassungsgerichtshof Österreich

OVG Oberverwaltungsgericht

OWi Ordnungswidrigkeit

OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten

P

PA Prozessrecht Aktiv (Zs.) (Jahr undSeite)

PAO Patentanwaltsordnung

PC Personal Computer

Pf Rechtsprechungsübersicht von Pfeiffer in NStZ

PflR Pflegerecht (Zs) (Jahr und Seite)

Pf/M Rechtsprechungsübersicht von Pfeiffer/Miebach in NStZ

PKH Prozesskostenhilfe
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PKHFV Verordnung zur Verwendung eines Formulars für die Erklärung über
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Prozess- und
Verfahrenskostenhilfe

Pkw Personenkraftwagen

PM Pressemitteilung

POLAS PolizeiAuskunftsSystem

Polizei Die Polizei (Zs.) (Jahr und Seite)

PostG Postgesetz

PStR Praxis Steuerstrafrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

PsychKG Bln Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten
(Berlin)

PsychKG M-V Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen mit psychischen Krankheiten
(Mecklenburg-Vorpommern)

PsychKHG BW Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten
(Baden-Württemberg)

R

R&P Recht und Psychiatrie (Zs.) (Jahr und Seite)

RA Rechtsanwalt

rd. Rund

Rdn Randnummer (interner Verweis)

RDG Rechtsdienstleistungsgesetz

RDV Recht der Datenverarbeitung (Zs.) (Jahr und Seite)

Recht Das Recht (Zs.) (Jahr und Nummer)

ResG Gesetz über die Rechtsstellung der Reservisten

RG Reichsgericht

RGSt Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen (Band und Seite)

RhPf Rheinland-Pfalz

RiLi Grundsätze des anwaltlichen Standesrechts (Richtlinien für die Ausübung des
Anwaltsberufs)

RiStBV Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren

RL Richtlinie

RMB Rechtsmittelbelehrung

Rn Randnummer (externer Verweis)

Ro Rechtsprechungsübersicht von Roth in NStZ

RP Rheinland-Pfalz

R&P Recht und Psychiatrie (Zs.; Jahr und Seite)

Rpfleger Der Deutsche Rechtspfleger (Zs.) (Jahr und Seite)

RpflEntlG Gesetz zur Entlastung der Rechtspflege (Rechtspflegeentlastungsgesetz)
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RPflG Rechtspflegergesetz

Rspr. Rechtsprechung

Rspr.-Nachw. Rechtsprechungs-Nachweise

RuP Recht und Politik (Zs.) (Jahr und Seite)

RuP Recht und Psychiatrie (Zs.) (Jahr und Seite)

Rüth Rechtsprechungsübersicht von Rüth zur Rechtsprechung des BayObLG in
DAR

RVG Rechtsanwaltsvergütungsgesetz

RVGreport RVGreport (Zs.) (Jahr und Seite)

S

S. Satz/Seite

s. siehe

s.a. siehe auch

s.o. siehe oben

s.u. siehe unten

SaarJVollzDSG Saarländisches Justizvollzugsdatenschutzgesetz

SaarMRVG Gesetz über den Vollzug von Maßregeln der Besserung und Sicherung in
einem psychiatrischen Krankenhaus und in einer Entziehungsanstalt
(Saarland)

SächsJVollzDSG Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Justizvollzug (Sachsen)

SächsPsychKHG Sächsisches Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen
Erkrankungen

SächsVwVfZG Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungs-
zustellungsrechts für den Freistaat Sachsen

SächsStVollzG Sächsisches Strafvollzugsgesetz

SächsVerfGH Sächsischer Verfassungsgerichtshof

SBJL Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal

SchlHA Schleswig-Holsteinische Anzeigen (Zs.) (Jahr und Seite)

SchwarzArbG Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz

SDÜ Schengener Durchführungsübereinkommen

sen. Senior

SG Soldatengesetz

SGB I Sozialgesetzbuch

SGB-III Sozialgesetzbuch Drittes Buch – Arbeitsförderung

SGB-IV Sozialgesetzbuch Viertes Buch – Gemeinsame Vorschriften für die
Sozialversicherung –

SGB-XII Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch – Sozialhilfe

SH Sonderheft
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SigG Gesetz über Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen

SIM Subscriber Identity Module

SJStVollzG Saarländisches Jugendstrafvollzugsgesetz

SJZ Süddeutsche Juristenzeitung (Zs.) (Jahr und Seite)

SLStVollzG Saarländisches Strafvollzugsgesetz

SMS Short Message Service

sog. sogenannte/r/s

Sp Rechtsprechungsübersicht von Spiegel in DAR

SprengG Sprengstoffgesetz

SSW Satzger/Schluckebier/Werner

st. Rspr. ständige Rechtsprechung

StA Staatsanwalt/Staatsanwaltschaft

StAG Staatsangehörigkeitsgesetz

StB Strafbefehl

Stbg Steuerberatung (Zs.) (Jahr und Seite)

StGB Strafgesetzbuch

StORMG Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Missbrauchs

StPO Strafprozessordnung

Str. Straße

str. streitig

StraFo StrafverteidigerForum (Zs.) (Jahr und Seite)

StrEG Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen

StRR StrafRechtsReport (Zs.; Monat/Jahr und Seite oder Jahr und Seite)

StrUG NRW Gesetz zur Durchführung strafrechtsbezogener Unterbringungen in einem
psychiatrischen Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt in Nordrhein-
Westfalen

StrVollstrO Strafvollstreckungsordnung

StUG Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen
Deutschen Demokratischen Republik

StV Strafverteidiger (Zs.) (Jahr und Seite)

StV-S Strafverteidiger Spezial (Zs.) (Jahr und Seite)

StVG Straßenverkehrsgesetz

StVK Strafvollstreckungskammer/Strafvollstreckungskammern

StVollzG Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der freiheitsentziehenden
Maßregeln der Besserung und Sicherung

StVollzG Bln Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Berlin

StVollzG BR Bremisches Strafvollzugsgesetz

StVollzG M-V Strafvollzugsgesetz Mecklenburg-Vorpommern
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StVollzG NRW Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen

SV Sachverständige(r)

SVwVfG Saarländisches Verwaltungsverfahrensgesetz

T

T Rechtsprechungsübersicht von Tolksdorf zur Rechtsprechung des BGH in
DAR

teilw. teilweise

THC Tetrahydrocannabinol

ThürJVollzDSG Thüringer Justizvollzugsdatenschutzgesetz

ThürJVollzGB Thüringer Justizvollzugsgesetzbuch

ThürMRVG Thüringer Maßregelvollzugsgesetz

ThürVerfGH Thüringer Verfassungsgerichtshof

ThürVwVfG Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz

TKEntschNeuOG Gesetzes zur Neuordnung der Entschädigung von Telekommunikations-
unternehmen für die Heranziehung im Rahmen der Strafverfolgung

TKG Telekommunikationsgesetz

TKÜErwG Gesetz zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung und anderer
verdeckter Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richtlinie
2006/24/EG vom 21.12.2007

TKÜV Verordnung über die technische und organisatorische Umsetzung von Maß-
nahmen zur Überwachung der Telekommunikation (Telekommunikations-
Überwachungsverordnung)

TOA Täter-Opfer-Ausgleich

TÜ Telefonüberwachung

TÜV Technischer Überwachungs-Verein

U

u. unten

u.a. unter anderem/und andere/unten angegebenen

u.Ä. und Ähnlichem/Ähnliches

u.U. unter Umständen

U-Haft Untersuchungshaft

umstr. umstritten

Urt. Urteil

usw. und so weiter

UVollzO Untersuchungshaftvollzugsordnung
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V

v. vom/von/vor

VA Verkehrsrecht Aktuell (Zs.) (Jahr und Seite)

VB Vorführungsbefehl

VBlBW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg (Zs.) (Jahr und Seite)

VD Verkehrsdienst (Zs.) (Jahr und Seite)

VE Verdeckter Ermittler

Verbrechens-
bekämpfungsG

Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozessbekämpfungs-
ordnung und anderer Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz)

Verf. Verfasser

VerfGH Verfassungsgerichtshof

Vfg. Verfügung

VG Verwaltungsgericht

VGH Verwaltungsgerichtshof

vgl. vergleiche

Visa-WarndateiG Visa-Warndateigesetz

VM Verkehrsrechtliche Mitteilungen (Zs.) (Jahr und Nummer)

VO Verordnung

vol. Volumen

Vorbem. Vorbemerkung

VO MRVG NRW Verordnung zur Umsetzung des Maßregelvollzugsgesetzes (Nordrhein-
Westfalen)

VOÜE-StVollzG Verordnung zur Übertragung von Entscheidungen nach den §§ 116, 117, 138
Abs. 2 des Strafvollzugsgesetzes auf das Oberlandesgericht Hamm

VP Vertrauensperson

VRR VerkehrsRechtsReport (Zs.) (Band und Seite)

VRS Verkehrsrechtssammlung (Zs.) (Band und Seite)

VSSAR Vierteljahresschrift für Sozial- und Arbeitsrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

VuR Verbraucher und Recht (Zs.) (Jahr und Seite)

VV RVG Vergütungsverzeichnis zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes

VwVfGBbg Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg

VwVfG LSA Verwaltungsverfahrensgesetz Sachsen-Anhalt

VwVfG M-V Verwaltungsverfahrens-, Zustellungs- und Vollstreckungsgesetz des Landes
Mecklenburg-Vorpommern

VwVfG NRW Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen
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VwVG Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz

VZR Verkehrszentralregister

W

WaffG Waffengesetz

WaffVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz

WBK Waffenbesitzkarte

WDO Wehrdisziplinarordnung

weit. weitere

wistra Zeitschrift für Wirtschaft, Steuer und Strafrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

WPO Wirtschaftsprüferordnung

WStG Wehrstrafgesetz

WÜK Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen

WSFPP Werkstattschriften für Forensische Psychiatrie und Psychotherapie (Zs.) (Jahr
und Seite)

Z

z.B. zum Beispiel

z.T. zum Teil

zahlr. zahlreich(en)

ZAP Zeitschrift für die Anwaltspraxis (Fach und Seite; aber 2025 Jahr und Seite)

ZD Zeitschrift für Datenschutz (Zs.) (Jahr und Seite

ZevKR Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht (Jahr und Seite)

ZFE Zeitschrift für Familien- und Erbrecht (Jahr und Seite)

ZfF Zeitschrift für das Fürsorgewesen (Zs.) (Jahr und Seite)

zfs Zeitschrift für Schadensrecht (Jahr und Seite)

ZfStrVo Zeitschrift für Strafvollzug (Jahr und Seite)

Ziff. Ziffer

ZInsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenzrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

ZIS Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik (Online-Zs.) (Jahr und
Seite)

ZJJ Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe (Zs.) (Jahr und Seite)

ZJS Zeitschrift für das Juristische Studium(Zs.) (Jahr und Seite)

ZMGR Zeitschrift für das gesamte Medizin- und Gesundheitsrecht (Zs.) (Jahr und
Seite)

ZPO Zivilprozessordnung

ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (Zs.) (Jahr und Seite)

Zs. Zeitschrift
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ZSchG Zeugenschutzgesetz

ZSEG Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen

ZSHG Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetz

ZStV Zentrales Staatsanwaltschaftliches Verfahrensregister

ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft (Zs.) (Band und Seite)

ZUM Zeitschrift für Urheber und Medienrecht (Zs.) (Jahr und Seite)

zust. zustimmend

ZustVO-Justiz Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten in der Gerichtsbarkeit und der
Justizverwaltung (Niedersachsen)

zutr. zutreffend

ZVI Zeitschrift für Verbraucherinsolvenz (Zs.) (Jahr und Seite)

ZVR Zeugnisverweigerungsrecht

zw. zweifelhaft

zzgl. zuzüglich

ZZP Zeitschrift für Zivilprozess (Zs.) (Jahr, Seite und Band)
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Teil A: Bewährung, Fahrerlaubnis und
Sicherungsverwahrung

1Bewährung, Allgemeines

2Literaturhinweise: Allstadt, Das Verhältnis von Führungsaufsicht und parallellaufender Bewährungsstrafe gem. § 68g StGB,
NStZ 2025, 588; Boetticher, Zum Widerruf der Strafaussetzung zur Bewährung, NStZ 1991, 1; Bohlander, Widerruf früherer
Strafaussetzung durch das erkennende Gericht – Eine Anregung zur Verfahrensbeschleunigung, NStZ 1999, 493; Detter, Zum
Strafzumessungsrecht, NStZ 2024, 655; Doleisch von Dolsperg, Strafaussetzung zur Bewährung – Probleme aus der Praxis,
StraFo 2005, 45; Dünkel/Flügge/Lösch/Pörksen, Plädoyer für verantwortungsbewusste und rationale Reformen des strafrecht-
lichen Sanktionssystems und des Strafvollzugs, ZRP 2010, 175; Grube, Die Strafaussetzung zur Bewährung, Jura 2010, 759;
Heydenreich, Zwingt die Umsetzung der EU-Rahmenbeschlüsse Freiheitsstrafen und Bewährungsüberwachung zur Vollstre-
ckung unverhältnismäßiger oder auf rechtsstaatswidrigen Verfahren beruhender Sanktionen in Deutschland?, StraFo 2015, 8;
Hillenbrand, Widerruf der Strafaussetzung zur Bewährung – Voraussetzungen und Verfahren, ZAP F.22, S. 799; Kropp, Das
Rechtsinstitut der Bewährung, JA 1999, 500; ders., Heilung von Auflagen- und Weisungsverstößen im Bewährungsrecht, NJ
2005, 397; Lembert, Die Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit bei der Entscheidung über einen Bewährungs-
widerruf, NJW 2001, 3528; Meyer/Stahlmecke, Die Strafaussetzung zur Bewährung, NJW 2022, 3765; Peglau, Prognose
(§§ 56, 64 StGB) bei Aburteilung einer in laufender Bewährungszeit begangenen neuen Straftat und Widerrufsentscheidung
nach § 56f Abs. 1 Nr. 1 StGB, GA 2004, 288; Schäfer/Sander, Strafaussetzung zur Bewährung in der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs, BewH 2000, 186; Schneider, Verständigung in der Berufungsinstanz, NZWiSt 2015, 1; van Endern, Tod des
Verurteilten im Bewährungsverfahren, NStZ 2019, 442.

31. Die nachfolgenden Ausführungen behandeln die Strafaussetzung zur Bewährung gegen Erwachsene.
Die Besonderheiten im Verfahren gegen Jugendliche werden unter � Bewährung, Jugendliche, Teil A
Rdn 84 ff. dargestellt.

42. Bei knapp 75 % aller Freiheitsstrafen von nicht mehr als zwei Jahren wird die Vollstreckung zur Be-
währung ausgesetzt (SSW-StGB/Mosbacher, § 56 Rn 1). Die Strafaussetzung ist aber weder ein „Frei-
spruch zweiter Klasse“, noch stellt sie eine Garantie für fortwährende Freiheit dar: Im Jahr 2011 (seither
hat das Statistische Bundesamt keine Zahlen mehr erhoben) endeten 22,8 % der Unterstellungen unter die
Aufsicht und Leitung eines Bewährungshelfers nicht durch Straferlass, sondern durch den Widerruf der
Strafaussetzung (MüKo-StGB/Groß/Kett-Straub, § 56f Rn 5).

53. Schon aufgrund dieses nach wie vor recht hohen Widerrufsrisikos sollte sich die Prüfung, ob gegen die
im Erkenntnisverfahren ergangenen Entscheidungen ein Rechtsmittel eingelegt werden soll oder nicht,
nicht nur auf das Urteil selbst beschränken, sondern sich auch auf den Bewährungsbeschluss erstrecken.
Ergeben sich hierbei Anhaltspunkte für die Rechtswidrigkeit einzelner oder mehrerer Regelungen, kann
mit der Beschwerde gem. § 305a Abs. 1 gegen den Beschluss vorgegangen werden, auch wenn die Ent-
scheidung des Gerichts im Übrigen akzeptiert werden soll (� Bewährung, Bewährungsbeschluss, Teil A
Rdn 53).

G Zwar kann ein Widerruf der Strafaussetzung nicht auf einen Verstoß gegen rechtswidrige Auflagen
oder Weisungen gestützt werden, und die Rechtsmäßigkeit der Anordnungen wird im Widerrufsver-
fahren auch dann nochmals geprüft, wenn der Verurteilte insoweit keine Beanstandungen vorträgt
(� Bewährung, Widerruf, Auflagenverstoß, Teil A Rdn 342; � Bewährung, Widerruf, Weisungsver-
stoß, Teil A Rdn 429), Dennoch ist ein frühzeitiges Handeln vorzugswürdig, denn nur so kann zeit-
nah Rechtsklarheit und damit auch Rechtssicherheit für den Verurteilten geschaffen werden.

64. Erweisen sich Auflagen und Weisungen zunächst als nicht zu beanstanden, zeichnet sich dann aber im
Laufe der Bewährungszeit ab, dass der Verurteilte,1 z.B. wegen einer nach Urteilsrechtskraft eingetre-

1 Soweit nachfolgend männliche Begriffe verwendet werden, gelten diese für Personen weiblichen, männlichen und diversen Ge-
schlechts gleichermaßen.
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tenen Verschlechterung in seinen Lebensverhältnissen, zu ihrer Erfüllung nicht in der Lage sein wird,
sollte nicht abgewartet werden, ob es zu einem Widerrufsantrag der StA kommt oder nicht. Denn aus
einem bloßen Zuwarten des Gerichts wird sich häufig kein dem Widerruf entgegenstehender Vertrauens-
schutz ableiten lassen, und der Ausgang eines Widerrufsverfahrens ist oftmals ungewiss. Darüber hinaus
führt eine langanhaltende Untätigkeit ggf. auch zu einer Verringerung der Reaktionsmöglichkeiten:
hält das Widerrufsgericht bspw. eine Arbeitsauflage trotz neu hinzugetretener Umstände weiterhin für
rechtmäßig, wird sich ein Widerruf – wenn überhaupt – allenfalls noch durch eine nachträgliche Erfül-
lung der Auflage vermeiden lassen (� Bewährung, Widerruf, Auflagenverstoß, Teil A Rdn 350. Bleibt
der Verurteilte zu lange untätig, wird diese Möglichkeit aber oftmals schon aus Zeitgründen ausscheiden.

G Vorzugswürdig erscheint es daher, alsbald nach dem Auftreten eines Problems bei der Auflagen-
erfüllung auf eine Abänderung des Bewährungsbeschlusses gem. § 56e StGB hinzuwirken (� Be-
währung, nachträgliche Entscheidungen, Teil A Rdn 190). Oftmals lassen sich so Zahlungs-
erleichterungen oder eine Reduzierung von Geld- oder Arbeitsauflagen und damit Sicherheit
für den Verurteilten erreichen.

7 5. Kommt es zum Widerruf der Strafaussetzung, ist das weitere Vorgehen mehrstufig zu prüfen, und
zwar in folgenden Schritten:

a) Im Falle neuerlicher Straffälligkeit: Steht die neue Tat bereits hinreichend sicher fest, etwa aufgrund
eines rechtskräftigen Urteils oder eines Geständnisses vor einem Richter (� Bewährung, Widerruf,
neuerliche Straffälligkeit, Teil A Rdn 361)?

b) Im Falle eines Verstoßes gegen Auflagen oder Weisungen: Ist die Auflage/Weisung rechtmäßig
(� Bewährung, Auflagen, Teil A Rdn 9 ff.; � Bewährung, Weisungen, Teil A Rdn 249 ff.)?

c) Begründet die neue Straftat/der Weisungsverstoß eine negative Kriminal- und Sozialprognose
(Achtung: Bei einem Verstoß gegen Auflagen entfällt dieser Prüfungsschritt; � Bewährung, Widerruf,
Auflagenverstoß, Teil A Rdn 340 ff.; � Bewährung, Widerruf, neuerliche Straffälligkeit, Teil A
Rdn 351 ff.; � Bewährung, Widerruf, Weisungsverstoß, Teil A Rdn 426 ff.)?

d) Wenn die neue Straftat bzw. der Verstoß gegen Auflagen und/oder Weisungen feststeht: Reichen
mildere Maßnahmen i.S.d. § 56f Abs. 2 StGB aus (� Bewährung, Widerruf, Absehen, Teil A
Rdn 286 ff.)?

e) Wurde der Verurteilte ordnungsgemäß angehört und war die Vorgehensweise des Gerichts auch
sonst frei von Verfahrensfehlern (� Bewährung, Widerruf, Allgemeines, Teil A Rdn 311 ff.)?

f) Wenn sich der Widerruf nicht vermeiden lässt: Wurden erbrachte Leistungen des Verurteilten gem.
§ 56f Abs. 3 StGB korrekt angerechnet (� Bewährung, Widerruf, Anrechnung von Leistungen,
Teil A Rdn 328 ff.)?

8 6. Kann sich der Verurteilte nicht selbst verteidigen, kann er in entsprechender Anwendung des § 140
Abs. 2 StPO die Beiordnung eines Pflichtverteidigers beantragen. Bei der Prüfung der Beiordnungs-
voraussetzungen sind ausschließlich die Gegebenheiten des Vollstreckungsverfahrens maßgebend,
auf etwaige Schwierigkeiten im Erkenntnisverfahren kommt es nicht an. Eine im Erkenntnisverfahren
vorgenommene Beiordnung entfaltet im Vollstreckungsverfahren keine Fortwirkung (� Bewährung,
Widerruf, notwendige Verteidigung, Teil A Rdn 375).

Siehe auch: � Bewährung, Auflagen, Teil A Rdn 9; � Bewährung, Bewährungsbeschluss, Teil A
Rdn 39; � Bewährung, Bewährungshilfe, Teil A Rdn 61; � Bewährung, Bewährungszeit, Teil A
Rdn 72; � Bewährung, nachträgliche Entscheidungen, Teil A Rdn 190; � Bewährung, Straferlass,
Teil A Rdn 202; � Bewährung, Überwachung, Teil A Rdn 226; � Bewährung, Verwarnung mit Straf-
vorbehalt, Teil A Rdn 236; � Bewährung, Weisungen, Teil A Rdn 249; � Bewährung, Widerruf, Abse-
hen, Teil A Rdn 286; � Bewährung, Widerruf, Allgemeines, Teil A Rdn 298; � Bewährung, Widerruf,
Anrechnung von Leistungen, Teil A Rdn 328; � Bewährung, Widerruf, Auflagenverstoß, Teil A
Rdn 340; � Bewährung, Widerruf, neuerliche Straffälligkeit, Teil A Rdn 351; � Bewährung, Widerruf,
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notwendige Verteidigung, Teil A Rdn 387; � Bewährung, Widerruf, vorläufige Maßnahmen, Teil A
Rdn 403; � Bewährung, Widerruf, Weisungsverstoß, Teil A Rdn 426; � Allgemeine Gebührenfragen,
Allgemeines, Teil J Rdn 1 m.w.N.

9Bewährung, Auflagen

Das Wichtigste in Kürze:

1. Bewährungsauflagen haben Sanktionscharakter. Sie dienen der Genugtuung für das vom Verurteil-
ten begangene Unrecht.

2. Der Katalog des § 56b Abs. 2 StGB ist abschließend.
3. Festsetzung und Ausgestaltung der Auflagen liegen im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts.
4. Allen Auflagen gemein ist, dass an den Verurteilten keine unzumutbaren Anforderungen gestellt

werden dürfen.
5. Die Bewährungsauflagen müssen klar, hinreichend bestimmt und in ihrer Einhaltung überprüfbar

sein. Der Verurteilte muss dem Bewährungsbeschluss unmissverständlich entnehmen können, unter
welchen Umständen die „rote Linie“ überschritten ist, also der Widerruf der Strafaussetzung droht.

6. Der Bestimmtheitsgrundsatz verlangt jedoch nicht, dass Auflagen und Weisungen durch das
Gericht bis ins Letzte präzisiert werden.

7. Kommt es zu Gesprächen mit dem Ziel einer Verständigung i.S.d. § 257c StPO, muss das Gericht
den Angeklagten auch über mögliche Bewährungsauflagen in Kenntnis setzen.

10Literaturhinweise: Albrecht/Schädler, Die gemeinnützige Arbeit auf dem Weg zur eigenständigen Sanktion?, ZRP 1988,
278; Böhm, Gemeinnützige Arbeit als Strafe, ZRP 1998, 360; Cordes/Reichling, Zur „richtigen“ Bemessung von Geldauflagen
nach § 153a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 StPO, NStZ 2024, 5; Engler, Sollen sich Verbrechen lohnen?, VersR 1994, 1036; Feuerhelm,
Gemeinnützige Arbeit als strafrechtliche Sanktion – Bilanz und Perspektiven, BewH 1998, 323; Groß, Zum Postulat der Be-
stimmtheit bei strafrechtlichen Auflagen und Weisungen, Festschrift Heintschel-Heinegg, 162; Hillenbrand, Widerruf der
Strafaussetzung zur Bewährung – Voraussetzungen und Verfahren, ZAP F.22, S. 799; Horn, Die Bemessung der Geldauflage
nach § 56b Abs. 2 Nr. 2 StGB – tatsächlich ein Rechtsproblem, StV 1992, 537; Kaetzler, Absprachen im Strafverfahren und
Bewährungsauflagen, wistra 1999, 253; Kintzi, Verbesserung des Opferschutzes im Strafverfahren, DRiZ 1998, 65; Peglau,
Der Opferschutz im Vollstreckungsverfahren, ZRP 2004, 39; Piehler/Weiß, Das Verhältnis zwischen strafrechtlicher Bewäh-
rungsauflage und zivilrechtlichem Schadenersatzanspruch, JR 2021, 616; Schneider, Verständigung in der Berufungsinstanz,
NZWiSt 2015, 1; s.a. die Hinweise in � Bewährung, Allgemeines, Teil A Rdn 2.

111. Bewährungsauflagen haben Sanktionscharakter. Sie dienen der Genugtuung für das vom Verurteilten
begangene Unrecht (MüKoStGB/Groß/Kett-Straub, § 56b Rn 2) und sollen ein spürbares Übel darstel-
len (OLG Köln, Beschl. v. 8.3.2005 – 2 Ws 60/05, NJW 2005, 1671; abw. KG, Beschl. v. 20.11.2015 –
2 Ws 234/15 [Auflagen dienen nicht nur der Sanktionierung des begangenen Unrechts]). Festgesetzt wer-
den sie durch den mit dem Urteil zu verkündenden Bewährungsbeschluss oder, wenn die Voraussetzun-
gen des § 56e StGB oder des § 56f Abs. 2 Nr. 1 StGB vorliegen, nachträglich durch Beschluss gem.
§ 453 Abs. 1 StPO (� Bewährung, Bewährungsbeschluss, Teil A Rdn 39 ff.; � Bewährung, nachträgli-
che Entscheidungen, Teil A Rdn 190 ff.; � Bewährung, Widerruf, Absehen, Teil A Rdn 286 ff., zu
Jugendlichen � Bewährung, Jugendliche, Weisungen, Auflagen, Teil A Rdn 130 ff.).

122.a) Der Katalog des § 56b Abs. 2 StGB ist abschließend (Fischer, § 56 Rn 5; Lackner/Kühl/Heger,
§ 56b Rn 3). Dem Verurteilten kann auferlegt werden,

1. nach Kräften den durch die Tat verursachten Schaden wiedergutzumachen,
2. einen Geldbetrag zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung zu zahlen, wenn dies im Hinblick

auf die Tat und die Persönlichkeit des Täters angebracht ist,
3. sonst gemeinnützige Leistungen zu erbringen,
4. einen Geldbetrag zugunsten der Staatskasse zu zahlen.
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13 b) Weitergehende Regelungen sind vom Gesetz nicht gedeckt. Der Verurteilte darf deshalb nicht im
Wege der Auflage verpflichtet werden, Wertersatz zu leisten, eine Geldstrafe (Fischer, § 56b Rn 8b)
oder einen Einziehungsbetrag (OLG Jena, Beschl. v. 6.3.2025 – 1 Ws 80/25, NZWiSt 2025, 412) zu be-
zahlen oder das Bundesgebiet zu verlassen (LG Landshut StV 2008, 83). Ferner darf er ebenso wie im
Erkenntnisverfahren nicht zur Selbstbezichtigung gezwungen werden. Auch eine Mitwirkung bei der
Feststellung seiner Einkommensverhältnisse oder gar deren vollständige Offenlegung darf nicht verlangt
werden (BVerfG NStZ 1995, 25). Nicht von einer Ermächtigungsgrundlage umfasst und überdies mit
Art. 12 Abs. 1 GG unvereinbar ist ferner die Anordnung, zur Ermöglichung einer Schadenswiedergutma-
chungsauflage unverzüglich ein Arbeitsverhältnis zu beginnen (BVerfGE 58, 358).

14 Trifft das Gericht eine von § 56b Abs. 2 StGB nicht gedeckte Anordnung, ist die „Auflage“ rechtswidrig
mit der Folge, dass ein Verstoß hiergegen nicht als Grundlage für einen Widerruf der Strafaussetzung he-
rangezogen werden kann (BVerfG NStZ 1995, 25; OLG Dresden StV 2013, 393; OLG Frankfurt
NStZ-RR 2003, 199; Tübinger Kommentar/Kinzig, § 56b Rn 8).

G Das Gericht hat die Rechtmäßigkeit der Auflage im Widerrufsverfahren von Amts wegen zu prü-
fen. Eine rechtswidrige Anordnung rechtfertigt den Widerruf der Strafaussetzung daher auch dann
nicht, wenn sich der Verurteilte selbst nicht auf die Unzulässigkeit beruft (OLG Frankfurt NStZ-RR
2003, 199; � Bewährung, Widerruf, Auflagenverstoß, Teil A Rdn 342).

15 3. Festsetzung und Ausgestaltung der Auflagen liegen im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts. Es
können mehrere Auflagen nebeneinander verhängt werden, und auch eine Kombination von Auflagen
und Weisungen ist möglich.

G In derartigen Fällen ist jedoch ein besonderes Augenmerk darauf zu richten, dass die Erfüllung der
erteilten Auflagen bzw. Weisungen für den Verurteilten nicht unzumutbar wird. Eine Unzumutbar-
keit kann sich auch aus dem Zusammentreffen von für sich genommen jeweils unbedenklichen Auf-
lagen und Weisungen ergeben.

16 a) Das Gericht kann dem Verurteilten auferlegen, den durch die Tat verursachten Schaden wiedergut-
zumachen (§ 56b Abs. 2 Nr. 1 StGB). Unter Schaden ist die vom Geschädigten erlittene Vermögens-
einbuße zu verstehen. Auch ein Anspruch auf Schmerzensgeld ist umfasst, nicht aber Gerichtskosten
(Fischer, § 56b Rn 6).

17 aa) Der Schadenswiedergutmachungsauflage gebührt gegenüber den anderen Auflagen der Vorrang
(§ 56b Abs. 2 S. 2 StGB; Fischer, a.a.O.; LK-Hubrach, § 56b Rn 12). Dieser Vorrang wird in der Praxis
nicht selten zugunsten einer zusätzlichen Sanktion in Form einer Arbeitsauflage oder durch die Bestim-
mung anderer Zahlungsempfänger (gemeinnützige Einrichtung, Staatskasse) vernachlässigt. Dahinter
steckt regelmäßig der Gedanke, dass der Verurteilte doch ohnehin zivilrechtlich zur Schadenswiedergut-
machung verpflichtet sei und es daher an einem eigenständigen Sanktionscharakter fehle. Eine solche
Wertung ist jedoch mit der Grundentscheidung des Gesetzgebers nicht vereinbar.

G Der Geschädigte hat aber trotz des Vorrangs der Schadenswiedergutmachung keinen Anspruch
darauf, dass eine entsprechende Auflage verhängt wird und kann dementsprechend ein solches Begeh-
ren auch nicht durchsetzen (BeckOK StGB/von Heintschel-Heinegg, § 56c Rn 5).

18 bb) Mit der Auflage soll ein Ausgleich des zivilrechtlichen Schadens herbeigeführt werden. Die Höhe der
Auflage ist deshalb nach h.M. an die zivilrechtliche Lage gekoppelt (Fischer, StGB, § 56b Rn 6; a.A. Pieh-
ler/Weiß, JR 2021, 616: die Höhe der Auflage könne den zivilrechtlichen Anspruch übersteigen, es sei ins-
besondere bei Vorsatztaten ein „Sühne- und Präventionszuschlag“ möglich). Dies schließt die Berücksich-
tigung eines Mitverschuldens des Geschädigten ein (Fischer, a.a.O.; MüKo-StGB/Groß/Kett-Straub,
§ 56b Rn 12). Es besteht aber keine Bindung des Strafrichters an ein Zivilurteil (OLG Brandenburg
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NStZ 1998, 196; TK StGB/Kinzig, § 56b Rn 9; Fischer, a.a.O.). Erweist sich allerdings der durch die Auf-
lage festgelegte Betrag aufgrund eines späteren Zivilurteils als zu hoch, kann dies eine Herabsetzung der
Auflage nach § 56e StGB erforderlich machen (LK-Hubrach, § 56b Rn 7; TK StGB/Kinzig, a.a.O.).

G Die Verjährungseinrede steht der Erteilung einer Schadenswiedergutmachungsauflage nicht
entgegen (Fischer, a.a.O.).

19Auch wenn sich die Höhe der Schadenswiedergutmachungsauflage am zivilrechtlichen Schaden zu
orientieren hat, ist dessen Begleichung nicht Hauptzweck der Auflage. Vielmehr dient auch die Scha-
denswiedergutmachungsauflage der Einwirkung auf den Täter, damit er dem Geschädigten Genug-
tuung für das begangene Unrecht leistet (LK-Hubrach, § 56b Rn 5).

20cc) In Betracht kommen nur Zahlungen an den unmittelbar Geschädigten, denn nur diesem kann Genug-
tuung für erlittenes Unrecht zuteilwerden. Zuwendungen an mittelbare „Opfer“, etwa an eine Versiche-
rung oder an den Rechtsnachfolger des Geschädigten, sind dagegen unzulässig (OLG Hamm NJW 2013,
2695). Gleiches gilt für Zahlungen an Mittäter im Rahmen eines Gesamtschuldnerausgleichs (OLG Ham-
burg StV 2004, 657).

21b)aa) Dem Verurteilten kann gem. § 56b Abs. 2 Nr. 2 StGB auch die Zahlung eines Geldbetrages zuguns-
ten einer gemeinnützigen Einrichtung auferlegt werden, wenn dies im Hinblick auf die Tat und die
Persönlichkeit des Täters angebracht ist. Steht im Einzelfall nicht der Vorrang der Schadenswiedergutma-
chung entgegen, kann die Zahlung an eine gemeinnützige Einrichtung auch als zusätzliche Auflage ver-
hängt werden (Fischer, § 56b Rn 7).

22bb) Als Zahlungsempfänger kommt jede öffentliche oder private Einrichtung in Betracht, die gemein-
nützige Zwecke verfolgt. Die Auswahl der Einrichtung ist Aufgabe und Befugnis des Gerichts; der Ver-
urteilte hat keinen Anspruch darauf, dass ein vom ihm gewünschter Zahlungsempfänger bedacht wird
(OLG Köln NJW 2005, 1671).

G Für die Höhe des zu zahlenden Betrages existiert keine festgelegte Höchstgrenze. Sie darf aber
nicht außer Verhältnis zur Tatschuld oder zu den wirtschaftlichen Verhältnissen des Verurteilten
stehen (LK-Hubrach, § 56b Rn 16; Fischer, § 56b Rn 7; Cordes/Reichling NStZ 2024, 5). Bei der Be-
messung der Auflagenhöhe können die im Rahmen des § 40 StGB für die Festsetzung der Tagessatz-
höhe entwickelten Grundsätze als Anhaltspunkt herangezogen werden (OLG Frankfurt StV 1989,
250; Lackner/Kühl/Heger, § 56b Rn 4), eine Bindung an § 40 StGB besteht aber nicht (LK-Hubrach,
§ 56b Rn 16).

23c) Kommen Zahlungsauflagen nicht in Betracht, weil der Verurteilte – insbesondere aufgrund von Ar-
beitslosigkeit – in beengten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt, kann auf § 56b Abs. 2 Nr. 3 StGB
zurückgegriffen werden, wonach dem Verurteilten aufgegeben werden kann, sonst gemeinnützige Leis-
tungen zu erbringen. Die Vorschrift ermöglicht insbesondere, ihm die Erbringung gemeinnütziger
Arbeit aufzuerlegen und ist verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG NJW 1991, 1043).

G Der Umfang der zu erbringenden Arbeitsleistungen ist gesetzlich nicht begrenzt. Gleichwohl ist
zu beachten, dass die Auflagenerfüllung nicht unzumutbar sein darf (s. Teil A Rdn 27).

24d) Sofern dies der Schadenswiedergutmachung nicht entgegensteht, kommt als weiterer Empfänger von
Zahlungen des Verurteilten neben gemeinnützigen Einrichtungen auch die Staatskasse in Betracht (§ 56b
Abs. 2 Nr. 4 StGB). Auch insoweit besteht hinsichtlich der Auflagenhöhe keine festgelegte Obergrenze.
Es darf jedoch kein Betrag festgesetzt werden, der in einem krassen Missverhältnis zur Tatschwere steht.

254. Allen Auflagen gemein ist, dass an den Verurteilten keine unzumutbaren Anforderungen gestellt
werden dürfen (§ 56b Abs. 1 S. 2 StGB).
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G Unzumutbarkeit ist gegeben, wenn die Auflage einen zu tief einschneidenden Eingriff in die Le-
bensführung des Verurteilten enthält (OLG Köln NStZ 1999, 97; LK-Hubrach, § 56b Rn 3). Maßgeb-
lich sind die Umstände des Einzelfalles.

26 a) Die Zahlung eines Geldbetrages zur Schadenswiedergutmachung ist grds. zumutbar. Unzumutbar-
keit ist hier erst gegeben, wenn eine Zahlungsauflage in krassem Missverhältnis zur wirtschaftlichen Si-
tuation des Verurteilten steht und daher rechtsmissbräuchlich erscheint (OLG Düsseldorf NStZ 1993,
136; Lackner/Kühl/Heger, StGB, § 56b Rn 3a).

G Fehlt es an einem solchen krassen Missverhältnis, so macht der Umstand, dass die Zahlungsauflage
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Verurteilten übersteigt, die Auflage nicht per se rechts-
widrig (OLG Düsseldorf, a.a.O.). Im Rahmen eines Widerrufsverfahrens wird sich der Verurteilte
aber häufig erfolgreich darauf berufen können, dass der Verstoß gegen die Auflage jedenfalls nicht
schuldhaft begangen wurde, denn es fehlt dann an der Widerrufsvoraussetzung der Leistungsfähig-
keit (� Bewährung, Widerruf, Auflagenverstoß, Teil A Rdn 346).

27 b) Auch bei der Festsetzung einer Arbeitsauflage ist zu beachten, dass deren Erfüllung den Verurteilten
nicht vor unzumutbare Anforderungen darf. Bei der Bemessung des Auflagenumfangs müssen die kon-
kreten Lebensumstände des Verurteilten in ausreichendem Maße berücksichtigt werden (BVerfG NJW
1991, 1043). Es dürfen mithin keine Auflagen erteilt werden, die der Verurteilte aufgrund gesundheitli-
cher Beeinträchtigungen oder sonst eingeschränkter körperlicher Leistungsfähigkeit nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand oder gar unter Inkaufnahme medizinischer Risiken erbringen kann.

28 aa) Hiervon ausgehend muss bei einem berufstätigen Verurteilten dessen Erwerbstätigkeit und dem
Erholungsbedürfnis, das auch der straffällig gewordene Arbeitnehmer hat, in ausreichendem Maße
Rechnung getragen werden (BVerfG NJW 1991, 1043). Dieser Anforderung ist genüge getan, wenn
die Anzahl der Arbeitsstunden so angesetzt wird, dass die Erholung nicht gefährdet wird oder die Frist
zur Auflagenerfüllung entsprechend großzügig bemessen wird. Wird dagegen eine Auflage festgesetzt,
die den Verurteilten über etliche Wochen oder gar Monate hinweg zu regelmäßiger und intensiver Wo-
chenendarbeit zwingt oder dazu führt, dass er einen Großteil seines Erholungsurlaubs zur Auflagenerfül-
lung aufbringen muss, ist die Zumutbarkeitsgrenze auch unter Berücksichtigung dessen, dass die Auflage
ein spürbares Übel sein soll, überschritten.

29 bb) Bei der Prüfung der Zumutbarkeit einer Arbeitsauflage ist ferner ggf. auch die Ausübung des
Sorgerechts für Kinder zu berücksichtigen (BVerfGE 83, 119; LK-Hubrach, § 56b Rn 22). Kann der
Verurteilte etwa nur vormittags Arbeitsstunden leisten, weil es nachmittags an einer Möglichkeit zur Kin-
derbetreuung fehlt, ist dies bei der Festlegung der Stundenanzahl oder bei der Bemessung der Frist zur
Auflagenerfüllung zu berücksichtigen.

30 5. Die Bewährungsauflagen müssen klar, hinreichend bestimmt und in ihrer Einhaltung überprüfbar
sein. Der Verurteilte muss dem Bewährungsbeschluss unmissverständlich entnehmen können, unter
welchen Umständen die „rote Linie“ überschritten ist, also der Widerruf der Strafaussetzung droht
(BVerfG, Beschl. v. 24.9.20211 – 2 BvR 1165/11, StV 2012, 481; OLG Bamberg NStZ-RR 2014, 205;
OLG Braunschweig StV 2007, 257; OLG Dresden StV 2009, 531; OLG Hamm StV 2004, 657; Beschl.
v. 12.5.2020 – 1 Ws 147/20). Dem Bestimmtheitsgebot kommt hier freiheitsgewährleistende Funktion
zu (BVerfG, Beschl. v. 2.9.2015 – 2 BvR 2343/14; OLG Stuttgart, Beschl. v. 21.5.2014 – 4 Ws 158/14,
Justiz 2014, 256).

G Das Bestimmtheitsgebot ist nicht nur bei der Abfassung des Bewährungsbeschlusses, sondern auch
während der Überwachung des Verurteilten in der Bewährungszeit zu beachten. Weicht der Ver-
urteilte eigenmächtig von den Bestimmungen des Bewährungsschlusses ab, etwa indem er an einer
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anderen als der ihm zugewiesenen Arbeitsstelle tätig wird und wird dieses Verhalten vom Gericht ge-
duldet, ist objektiv nicht mehr nachvollziehbar, welche Einsatzstelle letztlich gelten soll, sodass dem
Bestimmtheitserfordernis nicht (mehr) genüge getan ist (LG Bad Kreuznach NStZ 2013, 349).

31a) Unproblematisch ist die Bestimmtheit bei Zahlungsauflagen zugunsten gemeinnütziger Einrichtungen
bzw. zugunsten der Staatskasse gem. § 56b Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 4 StGB. Hier ergibt sich bereits aus dem
Gesetzeswortlaut, dass „ein Geldbetrag“ festzusetzen, mithin die Höhe der zu erbringenden Leistungen
konkret zu beziffern ist.

32b)aa) § 56b Abs. 2 Nr. 1 StGB sieht dagegen lediglich vor, dass der Verurteilte den durch die Tat ver-
ursachten Schaden nach Kräften wiedergutzumachen hat. Diese Formulierung, obwohl ersichtlich
praxisuntauglich, wird immer noch in zahlreichen Bewährungsbeschlüssen verwendet, was dann regel-
mäßig für Bestimmtheitsprobleme sorgt (MüKo-StGB/Groß/Kett-Straub, § 56b Rn 14). Denn der Ver-
urteilte kann aus dem Beschlusswortlaut das genaue Ausmaß seiner Zahlungsverpflichtung nicht ersehen.
Es ist aber nicht seine Aufgabe, den gegen ihn ergangenen Bewährungsbeschluss selbst zu konkretisie-
ren und eine eigene Berechnung dessen, was er zu zahlen hat, anzustellen.

33bb) Darüber hinaus wird durch die Formulierung dem Widerrufsgericht die Prüfung, ob ein etwaiger Ver-
stoß als gröblich oder beharrlich i.S.d. § 56f Abs. 1 Nr. 3 StGB zu qualifizieren ist, ebenso unnötig wie
erheblich erschwert. Die Offenlegung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Verurteilten
kann nicht verlangt werden (BVerfG NStZ 1995, 25), sodass sich der Verurteilte regelmäßig darauf zu-
rückziehen kann, dass seine Kräfte für eine weitergehende Schadenswiedergutmachung eben nicht aus-
gereicht hätten (SSW-StGB/Mosbacher, § 56b Rn 11).

G Es ist daher sachgerecht, auch bei Schadenswiedergutmachungsauflagen ganz konkrete Zahlungs-
verpflichtungen nach Summe und Terminen festzusetzen (SSW-StGB/Mosbacher, a.a.O.). Regel-
mäßig sind auch die Höhe einzelner Raten und deren Fälligkeit exakt festzulegen.

34c) Auch bei der Festsetzung einer Arbeitsauflage ist zu beachten, dass diese hinreichend bestimmt ist.
Die inhaltliche Ausgestaltung der Auflage obliegt dabei ausschließlich dem Gericht, nur ihm hat der
Gesetzgeber die Befugnis eingeräumt, dem Verurteilten besondere Pflichten aufzuerlegen (BVerfG
StV 2012, 481; Beschl. v. 2.9.2015 – 2 BvR 2343/14, NJW 2016, 148). Das Gericht darf daher die we-
sentliche Ausgestaltung der Auflage hinsichtlich der zu erbringenden Leistung nicht auf Dritte, etwa
den Bewährungshelfer oder eine gemeinnützige Einrichtung, übertragen (BVerfG, a.a.O.; � Bewäh-
rung, Bewährungshilfe, Teil A Rdn 69).

356.a) 5Der Bestimmtheitsgrundsatz verlangt jedoch nicht, dass Auflagen und Weisungen durch das Ge-
richt bis ins Letzte präzisiert werden (BVerfG, a.a.O.; OLG Bamberg NStZ-RR 2014, 205). Eine detail-
lierte Einzelanordnung ist oft nicht möglich und auch nicht erforderlich. Vielmehr genügt es, wenn die
Arbeitsleistung ihrer allgemeinen Art nach hinreichend bestimmt ist (Fischer, § 56b Rn 8). Gewisse
Konkretisierungen können dagegen dem Bewährungshelfer überlassen werden, wobei auch berück-
sichtigt werden darf, wenn eine Konkretisierung durch das Gericht im Hinblick auf organisatorische
oder durch legitime Interessen des Verurteilten bedingte Flexibilitätserfordernisse nicht sinnvoll prakti-
kabel ist (BVerfG, a.a.O.). Darüber hinaus können dem Verurteilten nach der Rspr. im Einzelfall auch
eigene Bemühungen abverlangt werden, etwa wenn im Bewährungsbeschluss zwar der Empfänger einer
Geldauflage genannt ist, nicht aber dessen Anschrift und dessen Bankverbindung. Zwar ist es zweck-
mäßig, diese bereits in den Bewährungsbeschluss aufzunehmen; es soll jedoch nicht gegen den Bestimmt-
heitsgrundsatz verstoßen, wenn eine entsprechende Mitteilung erst im Nachgang formlos erfolgt oder es
dem Verurteilten selbst überlassen wird, die Möglichkeiten der Zahlungsvornahme in Erfahrung zu brin-
gen (so LG Trier, Beschl. v. 19.1.2026 – 1 Qs 54/25). Dies kann jedoch nur dann gelten, wenn die fehlen-
den Informationen ohne weiteres erlangt werden können, etwa durch eine simple Internetrecherche oder
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durch eine Nachfrage beim (klar bezeichneten) Zahlungsempfänger. Größere Recherchetätigkeiten oblie-
gen dem Verurteilten dagegen nicht.

36 b) Bei Arbeitsauflagen zwingend vom Gericht selbst festzulegen sind Art und Umfang der geforderten
Arbeitsleistung, also insbesondere die Zahl der zu leistenden Stunden und der Zeitpunkt, bis zu dem
die Auflage erfüllt sein muss. Dagegen darf die Auswahl des Arbeitsorts oder der Institution, bei der
die Arbeitsauflage zu erfüllen ist, z.B. dem Bewährungshelfer übertragen werden (OLG Hamm,
Beschl. v. 12.5.2020 – 1 Ws 147/20). Insoweit hat das BVerfG vor einigen Jahren Klarheit geschaffen
und einen langwierigen Streit beendet; eine Konkretisierung der Auflage hinsichtlich des Ortes/der
Arbeitsstelle durch das Gericht ist verfassungsrechtlich nicht geboten (BVerfG, Beschl. v. 2.9.2015 –
2 BvR 2343/14, NJW 2016, 148). Bereits zuvor hatten etwa KG StRR 2014, 306; OLG Bamberg
NStZ-RR 2014, 205; OLG Hamm NStZ 1998, 56; SSW-StGB/Mosbacher, § 56b StGB, Rn 18; LK-
Hubrach, § 56b Rn 19 eine Übertragung z.B. auf den Bewährungshelfer für zulässig erachtet; dagegen
u.a. OLG Braunschweig StV 2007, 257; OLG Hamm NStZ-RR 2004, 657.

G Fehlt es im Bewährungsbeschluss an einer Frist zur Erfüllung der Auflage, ist die Auflagenerfül-
lung bis zum Ablauf der Bewährungszeit möglich (KG, Beschl. v. 13.4.2005 – 5 Ws 157/05). Vorher
kann ein Widerruf nicht auf die Nichterfüllung gestützt werden, und zwar auch dann nicht, wenn der
Bewährungshelfer oder eine eingeschaltete Vermittlungsstelle den Verurteilten zur Arbeitsleistung
bis zu einem bestimmten, nicht vom Gericht festgelegten Zeitpunkt auffordert.

37 7. Kommt es zu Gesprächen mit dem Ziel einer Verständigung i.S.d. § 257c StPO, muss das Gericht den
Angeklagten auch über mögliche Bewährungsauflagen in Kenntnis setzen. Von dieser Mitteilungs-
pflicht des § 243 Abs. 4 StPO sind nicht nur der letztlich angenommene Vorschlag des Gerichts, sondern
auch die von den Verfahrensbeteiligten im Rahmen eines Verständigungsgesprächs geäußerten Vorstel-
lungen zu Bewährungsauflagen bzw. zu deren Höhe umfasst (BGH, Beschl. v. 31.8.2021 – 2 StR 339/20).
Dies gilt auch im Berufungsverfahren (OLG Brandenburg, Beschl. v. 13.1.2020 – (1) 53 Ss 152/19
(83/19), NStZ 2020, 759; Schneider NZWiSt 2015, 1).

38 Nur wenn das Gericht über alle in Betracht kommenden Rechtsfolgen informiert, ist der Angeklagte in der
Lage, die volle Tragweite einer geständigen Einlassung zu übersehen. Wird er dagegen erstmals bei der
Verkündung des Bewährungsbeschlusses mit zuvor unerwähnten sanktionsartigen Auflagen konfrontiert,
liegt ein Verstoß gegen den Grundsatz des fairen Verfahrens vor (BGHSt 59, 172 m. Anm. Deutscher
StRR 2014, 301; BGH NJW 2014, 3173; NStZ 2015, 179 m. Anm. Burhoff StRR 2015, 139; Beschl. v.
8.9.2016 – 1 StR 346/16, NStZ-RR 2016, 379; Beschl. v. 9.1.2018 – 1 StR 368/17, NStZ 2018, 420).
Eine während der Verständigungsgespräche unerwähnte Auflage ist daher rechtswidrig (BGH, a.a.O.,
s. auch OLG Köln NStZ 1999, 97; OLG Saarbrücken NJW 2014, 238).

G Für Weisungen gibt es dagegen nach der Rspr. keine Hinweispflicht (BGH NStZ 2015, 179 m.
Anm. Burhoff StRR 2015, 139; � Bewährung, Weisungen, Teil A Rdn 252).

Siehe auch: � Bewährung, Bewährungsbeschluss, Teil A Rdn 39; � Bewährung, Bewährungshilfe,
Teil A Rdn 61; � Bewährung, Jugendliche, Allgemeines, Teil A Rdn 84; � Bewährung, Jugendliche,
Weisungen, Auflagen, Teil A Rdn 130; � Bewährung, nachträgliche Entscheidungen, Teil A Rdn 190;
� Bewährung, Widerruf, Allgemeines, Teil A Rdn 298; � Bewährung, Widerruf, Absehen, Teil A
Rdn 286; � Bewährung, Widerruf, Auflagenverstoß, Teil A Rdn 340.
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39Bewährung, Bewährungsbeschluss

Das Wichtigste in Kürze:

1. In dem mit dem Urteil zu verkündenden Bewährungsbeschluss trifft das Gericht die Entscheidung
über die Dauer der Bewährungszeit, die Unterstellung unter die Aufsicht und Leitung eines Bewäh-
rungshelfers sowie über die Erteilung von Auflagen und Weisungen.

2. Nach Verkündung des Bewährungsbeschlusses ist der Angeklagte über die Bedeutung der Straf-
aussetzung, über die Auflagen und Weisungen sowie über die Möglichkeit des Widerrufs zu beleh-
ren.

3. § 268a Abs. 1 StPO gilt auch im Berufungsverfahren, selbst wenn die Berufung als unbegründet
verworfen wird.

4. Der Bewährungsbeschluss des Berufungsgerichts kann im Vergleich zur ersten Instanz für den An-
geklagten auch nachteilig ausfallen. Das Schlechterstellungsverbot gilt insoweit nicht.

5. Das Revisionsgericht überlässt die Entscheidung über den Inhalt des Bewährungsbeschlusses dem
Tatrichter.

6. Unterbleibt im Verfahren 1. Instanz versehentlich der Erlass eines Bewährungsbeschlusses, kann
dies im Berufungsverfahren nachgeholt werden.

7. Unterlässt dagegen das Berufungsgericht seinerseits den Erlass eines Bewährungsbeschlusses oder
erwächst das erstinstanzliche Urteil in Rechtskraft, kommt eine Nachholung nach richtiger Ansicht
nicht in Betracht.

8. Gegen den Bewährungsbeschluss ist die Beschwerde zulässig.
9. Die Beschwerde kann nur darauf gestützt werden, dass eine getroffene Anordnung gesetzeswidrig

ist.

40Literaturhinweise: S. die Hinw. bei � Bewährung, Allgemeines, Teil A Rdn 2.

411.a) In dem mit dem Urteil zu verkündenden Bewährungsbeschluss trifft das Gericht die Entscheidung
über die Dauer der Bewährungszeit, die Unterstellung unter die Aufsicht und Leitung eines Bewährungs-
helfers sowie über die Erteilung von Auflagen und Weisungen (§ 268a Abs. 1 StPO). Der Beschluss muss
grds. nicht mit einer Begründung versehen werden, es sei denn das Gericht ist nicht auf Anerbieten und
Zusagen des Angeklagten i.S.d. §§ 56b Abs. 3, 56c Abs. 4 StGB eingegangen (BGHSt 34, 392; Schmitt/
Köhler, § 268a Rn 7; a.A. KK-StPO/Bartel, § 268a Rn 8; SSW-StPO/Güntge, § 268a Rn 1).

42b) Die Verkündung des Bewährungsbeschlusses, die nicht zur Urteilsverkündung gehört (BGHSt 25,
333), erfolgt in der Hauptverhandlung im Anschluss an das Urteil, wobei es dem Vorsitzenden freisteht,
ob er nach Verlesung des Tenors zunächst die Urteilsgründe erläutert und dann den Bewährungsbeschluss
verkündet oder umgekehrt (BGHSt 25, 333; Schmitt/Köhler, § 268a Rn 6).

432. Nach Verkündung des Bewährungsbeschlusses ist der Angeklagte über die Bedeutung der Strafausset-
zung, über die Auflagen und Weisungen sowie über die Möglichkeit des Widerrufs zu belehren (§ 268a
Abs. 3 StPO). Unterbleibt die Belehrung, wird sie gem. § 453a StPO nachgeholt. Dies erfolgt zwar grds.
mündlich, die Anwesenheit des Verurteilten kann aber nicht erzwungen werden. Erscheint er nicht,
muss er abweichend vom Grundsatz des § 453a Abs. 2 StPO schriftlich belehrt werden (Schmitt/Köhler,
§ 453a Rn 2).

G Unterbleibt die in § 268a Abs. 3 StPO vorgeschriebene Belehrung und wird diese auch nicht gem.
§ 453a StPO nachgeholt, steht dies dem Bestand des Bewährungsbeschlusses nicht entgegen (OLG
Düsseldorf VRS 91, 115; KK-StPO/Bartel, § 268a Rn 11). Auch hindert eine unterbliebene oder un-
vollständige Belehrung den Widerruf der Strafaussetzung nicht (OLG Hamm, Beschl. v. 6.5.2021 –
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4 Ws 77/21). Dies gilt insbesondere in Fällen neuerlicher Straffälligkeit, denn die Bedingung der
straffreien Führung ist auch ohne entsprechende Belehrung selbstverständlich (BVerfG NJW 1992,
2877; OLG Düsseldorf StV 2008, 512; OLG Köln, Beschl. v. 26.9.2011 – 2 Ws 601/11; OLG Olden-
burg, Beschl. v. 1.11.2011 –1 Ws 574/11). Bei der Würdigung der Schwere eines Verstoßes gegen
Auflagen und Weisungen ist die Frage des Unterbleibens der Belehrung dagegen im Rahmen der Be-
urteilung der Intensität und der Beharrlichkeit des Verstoßes von Bedeutung (OLG Dresden, Beschl. v.
4.2.2019 – 2 Ws 39/19). Im Einzelfall kann es zugunsten des Verurteilten ins Gewicht fallen, wenn er
nicht ordnungsgemäß belehrt worden ist (LR-Stuckenberg, § 268a Rn 25; KK-StPO/Bartel, a.a.O.).

44 3. § 268a Abs. 1 StPO gilt über die Verweisung in § 332 StPO auch im Berufungsverfahren, selbst wenn
die Berufung als unbegründet verworfen wird (OLG Dresden NJ 2001, 323; OLG Düsseldorf NJW 1956,
1889; OLG Hamm StV 1993, 121; KK-StPO/Bartel, § 268a Rn 1). Das Berufungsgericht hat einen eige-
nen Bewährungsbeschluss zu erlassen, der Beschluss des erstinstanzlichen Gerichts wird gegenstandslos
(KK-StPO/Bartel, a.a.O.). Eines eigenen Beschlusses des Berufungsgerichts bedarf es lediglich dann
nicht, wenn eine Verwerfung der Berufung als unzulässig gem. § 322 Abs. 1 S. 2 StPO oder wegen unent-
schuldigten Fernbleibens des Angeklagten gem. § 329 Abs. 1 S. 1 StPO erfolgt (Schmitt/Köhler, § 268a
Rn 2).

G Hält das Berufungsgericht den erstinstanzlich ergangenen Bewährungsbeschluss für zutreffend, ge-
nügt es aber, wenn es diesen Beschluss bestätigt (OLG Hamm StV 1993, 121; LG Osnabrück
NStZ-RR 1985, 378; MüKo-StPO/Moldenhauer, § 268a Rn 5; LR-Stuckenberg, § 268a Rn 19).

45 4. Der Bewährungsbeschluss des Berufungsgerichts kann im Vergleich zur ersten Instanz für den Angeklag-
ten auch nachteilig ausfallen. Das Schlechterstellungsverbot gilt insoweit nicht (KG NStZ-RR 2010, 344;
OLG Düsseldorf NStZ 1994, 198; OLG Karlsruhe, Beschl. v. 11.5.2016 – 2 (10) Ss 138/16 – AK 47/16; OLG
Oldenburg NStZ-RR 1997, 9; Schmitt/Köhler, § 268a Rn 3; MüKo-StPO/Moldenhauer, § 268a Rn 6; LR-
Stuckenberg, § 268a Rn 20 m.w.N.). Das Berufungsgericht ist folglich nicht gehindert, z.B. eine längere
Bewährungszeit festzusetzen als das Amtsgericht oder Geldauflagen zu erhöhen.

46 5. Das Revisionsgericht überlässt die Entscheidung über den Inhalt des Bewährungsbeschlusses dem
Tatrichter. Lediglich die Bewährungszeit kann es selbst festsetzen, aber nur, wenn es in Übereinstim-
mung mit der Staatsanwaltschaft die gesetzliche Mindestdauer für ausreichend hält (KK-StPO/Bartel,
§ 268a Rn 2). Die Entscheidung über Auflagen und Weisungen dagegen obliegt in jedem Fall dem
Tatrichter.

47 6. Unterbleibt im Verfahren 1. Instanz der Erlass eines Bewährungsbeschlusses versehentlich, kann dies
im Berufungsverfahren nachgeholt werden (OLG Düsseldorf MDR 1982, 1042), denn das Berufungsver-
fahren zielt auf eine erneute Beurteilung des Falles in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht ab (KK-
StPO/Bartels, § 268a Rn 1). Dies schließt eine eigenständige, vom Ergebnis des erstinstanzlichen
Verfahrens unabhängige Entscheidung über Bewährungsauflagen usw. auch dann ein, wenn das Gericht
1. Instanz keinen Bewährungsbeschluss erlässt.

48 7.a) Unterlässt dagegen das Berufungsgericht seinerseits den Erlass eines Bewährungsbeschlusses oder
erwächst das erstinstanzliche Urteil in Rechtskraft, kommt eine Nachholung nach richtiger Ansicht
nicht in Betracht (SSW-StPO/Güntge, § 268a Rn 2; MüKo-StPO/Moldenhauer, § 268a Rn 19). Der
v.a. früher vertretenen Auffassung, es könne in entsprechender Anwendung des § 453 StPO eine Nach-
holung erfolgen, da das bloße Unterlassen eines Bewährungsbeschlusses keinen Vertrauenstatbestand
schaffe (LG Osnabrück NStZ 1985, 378; LR-Stuckenberg, § 268a Rn 22), steht bereits der Wortlaut
des § 268a StPO entgegen, der die Verkündung des Bewährungsbeschlusses „mit dem Urteil“ verlangt.
Auch steht der Bewährungsbeschluss in einem unlösbaren inneren Zusammenhang mit dem Urteil
selbst, weil die Art der Bewährungsauflagen häufig erst die Möglichkeit einer Strafaussetzung eröffnet
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(OLG Düsseldorf StV 2008, 512; OLG Dresden NJ 2001, 323; OLG Hamm NStZ-RR 2000, 126). Die
Festsetzung der Bewährungszeit und die erteilten Auflagen und Weisungen bilden deshalb mit dem Urteil
eine notwendige innere Einheit (OLG Brandenburg, Beschl. v. 4.10.2021 – 1 Ws 114/21).

49b)aa) Ferner ist bei der Festsetzung von Auflagen und Weisungen die Situation des Verurteilten zum
Zeitpunkt der Hauptverhandlung maßgebend. An einer vergleichbaren Entscheidungsgrundlage fehlt
es, wenn erst später entschieden wird und keine ausreichenden Informationen über die aktuellen Lebens-
umstände des Verurteilten zur Verfügung stehen. Der Verurteilte ist zu einer Mitwirkung bei der Ermitt-
lung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse nicht verpflichtet, auch nicht über eine „Auflage“, seine Finan-
zen offen zu legen (BVerfG NStZ 1995, 25; s.a. � Bewährung, Auflagen, Teil A Rdn 13).

50bb) Ferner kann auch nicht auf die Möglichkeit der nachträglichen Entscheidung gemäß § 56e StGB
(� Bewährung, nachträgliche Entscheidungen, Teil A Rdn 190 ff.) zurückgegriffen werden. Denn diese
Vorschrift setzt einen bestehenden Bewährungsbeschluss voraus; nur ein solcher kann bei einer nachträg-
lichen Änderung der tatsächlichen Verhältnisse des Verurteilten abgeändert werden. Die „Nachholung“
eines Bewährungsbeschlusses stellt jedoch keine Änderung, sondern einen Neuerlass dar, für den keine
gesetzliche Grundlage existiert. Darüber hinaus würden die in § 56e StGB normierten Voraussetzungen
für eine Änderung von Bewährungsbeschlüssen unterlaufen, ließe man eine Nachholung zu.

51c) Eine Ausnahme von der grundsätzlichen Unzulässigkeit der Nachholung eines Bewährungs-
beschlusses kommt nur in Betracht, wenn sich der vom erkennenden Gericht vorgesehene Inhalt des
Bewährungsbeschlusses zweifelsfrei aus den Urteilsgründen ergibt (OLG Brandenburg, a.a.O.). In
diesem Fall handelt es sich nicht um eine Neuentscheidung, sondern um die Dokumentation einer
bereits getroffenen gerichtlichen Entscheidung (OLG Frankfurt StV 1983, 24; OLG Dresden NJ 2001,
323; KK-StPO/Bartel, § 268a Rn 9). In der Praxis dürften solche Fälle jedoch nur selten vorkommen,
insbesondere wenn die schriftlichen Urteilsgründe gem. § 267 Abs. 4 StPO abgekürzt wurden oder le-
diglich die Feststellung enthalten, dem Verurteilten könne eine günstige Kriminalprognose gestellt
werden.

52d) Teilweise wird vertreten, dass in Fällen eines versehentlich unterbliebenen Bewährungsbeschlusses
aus Gründen der Klarheit im Beschlusswege festzustellen sei, dass die Bewährungszeit zwei Jahre beträgt
(OLG Dresden NJ 2001, 323; OLG Hamm NStZ-RR 2000, 126). Dies ist indes nicht erforderlich, da die
Mindestbewährungszeit in § 56a Abs. 1 S. 2 StGB bereits unmittelbar aus dem Gesetz folgt (OLG Bran-
denburg, a.a.O.).

538.a) Gegen den Bewährungsbeschluss ist die Beschwerde zulässig (§ 305a Abs. 1 StPO; Burhoff/Hillen-
brand, RM, Teil A Rn 400 ff. u. Rn 439 ff.). Von praktischer Relevanz ist die Beschwerde aber nur, wenn
gegen das Urteil keine Berufung eingelegt wird, da das Berufungsgericht ohnehin einen eigenen Bewäh-
rungsbeschluss zu erlassen hat (s. Rdn 44).

54b) Beschwerdeberechtigt sind nach §§ 296 ff. StPO der Verurteilte, der Verteidiger, der gesetzliche Ver-
treter und die StA, die sowohl zugunsten als auch zu Ungunsten des Verurteilten Beschwerde einlegen
kann.

G Der Geschädigte dagegen ist nicht beschwerdebefugt, ebenso wenig der Nebenkläger (Schmitt/
Köhler, § 305a Rn 2). Ist der Geschädigte/Nebenkläger im Bewährungsbeschluss nicht als Zahlungs-
empfänger vorgesehen oder berühmt er sich weiterreichender Ansprüche, so muss er zu deren Durch-
setzung den Zivilrechtsweg beschreiten.

55c) Voraussetzung für die Zulässigkeit der Beschwerde ist, dass der Bewährungsbeschluss noch eine
Rechtswirkung entfaltet. Hieran fehlt es, wenn die Strafaussetzung zur Bewährung rechtskräftig wider-
rufen ist, denn mit der Rechtskraft des Widerrufsbeschlusses werden die im Bewährungsbeschluss erteil-
ten Auflagen und Weisungen gegenstandslos (OLG Frankfurt NStZ-RR 2010, 187).
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G Ist der Widerruf nicht rechtskräftig, überprüft das für die sofortige Beschwerde gegen den Wider-
rufsbeschluss zuständige Gericht die Rechtmäßigkeit der dem Widerruf zugrunde liegenden Auflage
oder Weisung (� Bewährung, Widerruf, Auflagenverstoß, Teil A Rdn 342). Dies kann ggf. auch ohne
einen entsprechenden Antrag zur Aufhebung der Anordnung führen (� Bewährung, Widerruf, All-
gemeines, Teil A Rdn 320).

56 d) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, hat der Tatrichter einen mit Gründen versehenen Nichtabhil-
febeschluss gem. § 306 Abs. 2 StPO zu erlassen, wenn der Strafaussetzungsbeschluss nicht begründet ist
und das Beschwerdevorbringen erhebliche Tatsachenbehauptungen enthält (BGHSt 34, 392).

57 e) Im Falle einer Revision ist gem. § 305a Abs. 2 StPO das Revisionsgericht auch für die Entscheidung
über die Beschwerde gegen den Bewährungsbeschluss zuständig. Bei dieser Zuständigkeit bleibt es
auch, wenn über die Beschwerde versehentlich nicht mitentschieden wird (BGH NStZ 1986, 423), nicht
aber, wenn die Revision unzulässig oder durch Rücknahme oder Entscheidung bereits erledigt ist
(Schmitt/Köhler, § 305a Rn 5). Hat die Revision dagegen Erfolg, führt die Aufhebung des Urteils auto-
matisch zur Gegenstandslosigkeit des Bewährungsbeschlusses (KK-StPO/Bartel, § 268a Rn 16).

58 9.a) Die Beschwerde kann nur darauf gestützt werden, dass eine getroffene Anordnung gesetzeswidrig ist
(§ 305a Abs. 1 S. 2 StPO; Burhoff/Hillenbrand, RM, Teil A Rn 441). Die Entscheidung hierüber richtet
sich nach sachlichem Recht (§§ 56a ff. StGB; Schmitt/Köhler, § 305a Rn 1).

59 b) Gesetzeswidrig sind Auflagen und Weisungen, wenn sie nicht auf einer gesetzlichen Grundlage erge-
hen, gegen Verfahrensrecht oder den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstoßen, weil ein unzumut-
barer Eingriff in die Lebensführung des Verurteilten (hierzu � Bewährung, Auflagen, Teil A Rdn 25;
� Bewährung, Weisungen, Teil A Rdn 281) erfolgt, oder wenn das Gericht sein Ermessen überschritten
oder gar missbraucht hat (Schmitt/Köhler, a.a.O.). Unterhalb dieser Schwelle ist dem Beschwerdegericht
dagegen eine Überprüfung der Ermessensausübung des Tatgerichts verwehrt (OLG Köln NJW 2005,
1671; OLG Stuttgart NStZ-RR 2004, 89).

G Die unzureichende Bestimmtheit einer grds. zulässigen Auflage (z.B. Schadenswiedergutma-
chung) kann vom für die Bewährungsüberwachung zuständigen Gericht durch eine nachträgliche Prä-
zisierung der Auflage beseitigt werden (KG, Beschl. v. 27.3.2013 – 4 Ws 38/13; s.a. OLG Hamm,
Beschl. v. 12.5.2020 – 1 Ws 147/20).

60 c) Ob das Verschlechterungsverbot im Beschwerdeverfahren Anwendung findet oder nicht, ist umstrit-
ten (gegen die generelle Unzulässigkeit einer Schlechterstellung Schmitt/Köhler, § 305a Rn 4; ausführ-
lich zum Streitstand KK-StPO/Zabeck, § 305a Rn 12).

G Aufgrund des nur eingeschränkten Prüfungsumfangs des Beschwerdegerichts wird eine Schlechter-
stellung des Verurteilten jedoch auch dann kaum einmal in Betracht kommen, wenn man nicht von
einem Verbot der reformatio in peius ausgeht (Schmitt/Köhler, § 305 Rn 4). Hält etwa das Beschwer-
degericht eine Auflage zur Sanktionierung des begangenen Unrechts für zu niedrig bemessen, ergibt
sich hieraus grds. noch keine Gesetzeswidrigkeit, die zu einer Verschärfung der Auflage ermächtigen
würde, es sei denn es liegen im Einzelfall Ermessensfehler vor.

Siehe auch: � Bewährung, Auflagen, Teil A Rdn 9; � Bewährung, nachträgliche Entscheidungen,
Teil A Rdn 190; � Bewährung, Überwachung, Teil A Rdn 226; � Bewährung, Weisungen, Teil A
Rdn 249; � Bewährung, Widerruf, Allgemeines, Teil A Rdn 298.
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61Bewährung, Bewährungshilfe

Das Wichtigste in Kürze:

1. Der Verurteilte wird der Aufsicht und Leitung eines Bewährungshelfers unterstellt, wenn dies an-
gezeigt ist, um ihn von weiteren Straftaten abzuhalten.

2. Die Unterstellung kann für die gesamte Dauer der Bewährungszeit erfolgen oder nur für einen Teil.
3. Ob die Unterstellung angezeigt ist, entscheidet das Gericht anhand der Umstände des jeweiligen

Einzelfalles. Ist der Verurteilte noch nicht 27 Jahre alt und beträgt die verhängte Freiheitsstrafe
mehr als neun Monate, ist die Unterstellung i.d.R. vorzunehmen.

4. Der Bewährungshelfer steht dem Verurteilten helfend und betreuend zur Seite.
5. Der Bewährungshelfer überwacht aber im Einvernehmen mit dem Gericht auch die Erfüllung der

Auflagen und Weisungen. Er hat insoweit eine Funktion in der Strafrechtspflege inne und ist weder
Verteidiger noch Bevollmächtigter des Verurteilten.

6. Außerdem berichtet der Bewährungshelfer in vom Gericht zu bestimmenden zeitlichen Abständen
über die Lebensführung des Verurteilten.

7. Der Bewährungshelfer ist gegenüber dem Gericht weisungsgebunden.

62Literaturhinweise: Bringewat, Bewährungshilfe und Strafverteidigung – ein Rollenkonflikt?, MDR 1988, 617; Damian, Ge-
heimnisschutz und Offenbarungspflichten in der Bewährungshilfe, BewH 1992, 325; Foth, Grenzen der Berichtspflicht des
Bewährungshelfers, BewH 1987, 194; Kolkmeyer/Schaffeld/Baur, Robuste Hilfe: zum Auftrag des Strafrechts eine die Bewäh-
rungshilfe, BewHi 2025, 113; Krauß, Alltägliches eines Bewährungshelfers, SchlHA 2006, 345; Mann, Bewährungshilfe aus
gerichtlicher Perspektive – rechtliche Rahmenbedingungen – Anforderungen – Erwartungen, BewHi 2025, 97; Pohl, Profes-
sionelle Beziehungsgestaltung zwischen Hilfe und Kontrolle: eine Exploration der Perspektiven aus der Bewährungshilfe,
BewHi 2024, 33; Schenkel, Keine berufsbezogene Schweigepflicht hauptamtlicher Bewährungshelfer nach § 203 Abs. 1
Nr. 5 StGB, NStZ 1995, 67; Schipholt, Der Umgang mit dem zweischneidigen Schwert – zu den Aufgaben der Bewährungs-
hilfe, NStZ 1993, 470; Schöch, Bewährungshilfe und Führungsaufsicht in der Strafrechtspflege, NStZ 1992, 364; Seifert/

Möller-Mussavi, Führungsaufsicht und Bewährungshilfe – Erfüllung gesetzlicher Aufgaben oder elementarer Bestandteil
forensischer Nachsorge?, NStZ 2006, 131; Sindlinger, Zur Berichtspflicht des Bewährungshelfers, insbesondere bei neuen
Straftaten, BewH 1992, 365; s.a. � Bewährung, Allgemeines, Teil A Rdn 2.

631. Der Verurteilte wird der Aufsicht und Leitung eines Bewährungshelfers unterstellt, wenn dies angezeigt
ist, um ihn von weiteren Straftaten abzuhalten (OLG Stuttgart Die Justiz 2004, 488). Dies ist insbesondere
der Fall, wenn weniger einschneidende Maßnahmen eine günstige Sozialprognose nicht erlauben (Fischer,
§ 56d Rn 2; Lackner/Kühl/Heger, § 56d Rn 2). Der Sache nach handelt es sich um eine Weisung i.S.d. § 56c
StGB mit spezialpräventivem Charakter (SSW-StGB/Mosbacher, § 56d Rn 2).

642. Die Unterstellung kann für die gesamte Dauer der Bewährungszeit erfolgen oder nur für einen Teil.
I.a.R. ist es jedoch sachgerecht, den Bewährungshelfer jedenfalls zunächst für die gesamte Bewäh-
rungszeit zu bestellen (wie hier SSW-StGB/Mosbacher, § 56d Rn 11; a.A. Lackner/Kühl/Heger,
§ 56d Rn 4: im Regelfall nicht mehr als zwei Jahre). Denn eine Vielzahl von Verurteilten hat in der Le-
bensführung Probleme, die so komplex und vielschichtig sind, dass sie für die gesamte Bewährungszeit
und nicht nur zu deren Anfang der Hilfe bedürfen, um sich straffrei führen zu können; eine nur kurze
Unterstellung liefe in diesen Fällen dem spezialpräventiven Zweck der Weisung zuwider. Überdies be-
steht auch kein praktischer Bedarf für kurze Unterstellungszeiträume: Entwickeln sich nämlich die Le-
bensumstände des Verurteilten besser als erwartet, kann die Unterstellung gem. § 56e StGB unproble-
matisch auch vorzeitig aufgehoben werden (� Bewährung, nachträgliche Entscheidungen, Teil A
Rdn 190 ff.).

G Die Annahme, dass der Verurteilte der Unterstützung durch den Bewährungshelfer nicht mehr be-
darf, muss auf konkreten Tatsachen beruhen. Sein bloßer Wunsch, den Bewährungshelfer vorzeitig
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„loszuwerden“, genügt nicht. Gleichwohl ist im Einzelfall zu überlegen, ob die Aufrechterhaltung der
Bestellung um ihrer selbst willen trotz einer verfestigten Verweigerungshaltung des Verurteilten wirk-
lich sachgerecht ist oder ob die begrenzten Ressourcen der Bewährungshilfe nicht anderweitig besser
eingesetzt werden können (� Bewährung, Widerruf, Weisungsverstoß, Teil A Rdn 443).

65 3. Ob die Unterstellung angezeigt ist, entscheidet das Gericht anhand der Umstände des jeweiligen Ein-
zelfalles. Ist der Verurteilte noch nicht 27 Jahre alt und beträgt die verhängte Freiheitsstrafe mehr als
neun Monate, ist die Unterstellung i.d.R. vorzunehmen (§ 56d Abs. 2 StGB).

66 a) Eine Unterstellung kann insbesondere angezeigt sein, wenn

& der Verurteilte in schwierigen/unübersichtlichen wirtschaftlichen Verhältnissen lebt, insbeson-
dere bei erheblicher Verschuldung,

& Wohnungslosigkeit besteht oder droht,
& eine Alkohol-, Drogen- oder sonstige Suchtproblematik (z.B. Spielsucht, Kaufsucht) vorhanden

ist,
& der Verurteilte arbeitslos ist und zu befürchten steht, dass er die Arbeitslosigkeit ohne fremde Hilfe

nicht wird überwinden können,
& die strafrechtliche Vorbelastung des Verurteilten trotz der Strafaussetzung eine erhöhte Rückfall-

gefahr nahelegt,
& Probleme in der täglichen Lebensführung vorhanden sind oder
& die sozialen Umstände, in denen der Verurteilte lebt, labil erscheinen.

67 b) Demgegenüber wird bei Tätern, die in geordneten wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen leben
und deren Tat den Charakter einer einmaligen Verfehlung trägt, i.d.R. von der Bestellung eines Bewäh-
rungshelfers abgesehen werden können.

68 4. Der Bewährungshelfer steht dem Verurteilten helfend und betreuend zur Seite. Sein Aufgabenbereich
umfasst die fürsorgerische Betreuung, Lebenshilfe und Resozialisierung (Fischer, § 56d Rn 4). Die Ein-
legung von Rechtsmitteln für den Verurteilten ist ihm dagegen verwehrt (KG, Beschl. v. 12.9.2000 –
1 Ss 107/00; OLG Düsseldorf NStZ 1987, 340; OLG Koblenz NStZ-RR 1996, 300; Fischer, § 56d Rn 4).

69 5. Der Bewährungshelfer überwacht aber im Einvernehmen mit dem Gericht auch die Erfüllung der Auf-
lagen und Weisungen. Er ist weder Verteidiger noch Bevollmächtigter des Verurteilten, sondern hat
insoweit eine Funktion in der Strafrechtspflege inne.

G Nicht zu seinen Aufgaben bzw. Befugnissen gehört es zudem, dem Verurteilten Auflagen oder
Weisungen zu erteilen oder sie inhaltlich auszugestalten (OLG Stuttgart Die Justiz 2004, 488),
der Bewährungshelfer darf dem Verurteilten gegenüber keine selbstständigen Anordnungen treffen
(OLG Saarbrücken, Beschl. v. 17.1.2023 – 4 Ws 387/22). Die Befugnis hierzu hat vielmehr aus-
schließlich das Gericht (� Bewährung, Auflagen, Teil A Rdn 35; � Bewährung, Weisungen, Teil A
Rdn 285).

70 6. Außerdem berichtet der Bewährungshelfer in vom Gericht zu bestimmenden zeitlichen Abständen
über die Lebensführung des Verurteilten. Hierbei ist er verpflichtet, vollständig, wahrheitsgemäß
und frei von Beschönigungen zu berichten, insbesondere wenn es um dem Verurteilten nachteilige Um-
stände geht (OLG Düsseldorf NStZ 1987, 340). Der Bericht beinhaltet eine Darstellung der persönlichen
und sozialen Situation und derjenigen Veränderungen, die besondere Risiken für die Begehung neuer
Straftaten mit sich bringen wie Arbeitsplatzverlust, Wohnungslosigkeit, Suchtprobleme/Rückfälle, The-
rapieverlauf, familiäre Probleme oder neue Strafverfahren (SSW-StGB/Mosbacher, § 56d Rn 7). Weiter
teilt der Bewährungshelfer dem Gericht gröbliche oder beharrliche Verstöße gegen Auflagen und Wei-
sungen mit.
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G Steht eine Entscheidung über den Widerruf der Strafaussetzung oder den Straferlass an, hat das Ge-
richt den Bewährungshelfer zu unterrichten (§ 453 Abs. 1 S. 5 StPO; � Bewährung, Widerruf, All-
gemeines, Teil A Rdn 318).

717. Der Bewährungshelfer ist gegenüber dem Gericht weisungsgebunden (§ 56d Abs. 4 S. 2 StGB). Dies
gilt auch, wenn er organisatorisch nicht in die Justiz eingegliedert ist (Fischer, § 56d Rn 3). Die richter-
lichen Weisungen gehen den Betreuungskonzeptionen der Bewährungshilfeträger immer vor.

Siehe auch: � Bewährung, Auflagen, Teil A Rdn 9; � Bewährung, Weisungen, Teil A Rdn 249; � Be-
währung, Widerruf, Allgemeines, Teil A Rdn 298.

72Bewährung, Bewährungszeit

Das Wichtigste in Kürze:

1. Die Bewährungszeit beträgt mindestens zwei und höchstens fünf Jahre ab Rechtskraft des Urteils,
in dem die Strafaussetzung bewilligt wird.

2. Die Länge der Bewährungszeit bestimmt das Gericht nach pflichtgemäßem Ermessen.
3. Die Bewährungszeit kann nachträglich bis auf das Mindestmaß verkürzt oder bis auf das Höchst-

maß verlängert werden, in den Fällen des § 56f Abs. 2 Nr. 2 StGB auch darüber hinaus.
4. Die nachträgliche Verkürzung oder Verlängerung der Bewährungszeit kommt nur in Betracht,

wenn neu eingetretene oder neu bekannt gewordene Umstände in der Person, dem Verhalten
oder im Umfeld des Verurteilten für eine Anpassung Anlass bieten.

5. Die Entscheidung über die nachträgliche Verkürzung/Verlängerung der Bewährungszeit trifft das
Gericht nach pflichtgemäßem Ermessen ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss.

6. Gegen den Beschluss ist die Beschwerde zulässig.

73Literaturhinweise: Hein, Verlängerung der Bewährungszeit nach deren Ablauf?, NStZ 1983, 252; Horn, Der Beginn der Be-
währungszeit bei der Aussetzung des Strafrests, JZ 1981, 14; ders., Wann beginnt die nach § 56f Abs. 2 StGB verlängerte Be-
währungszeit?, NStZ 1986, 356; Stahlmecke: Immer heiter weiter? – Ein Beitrag zur Bestimmung der absoluten Höchstgrenze
der Bewährungsdauer gemäß § 56f Abs. 2 S. 2 StGB, NStZ 2022, 585; s.a. die Hinw. bei � Bewährung, Allgemeines, Teil A
Rdn 2.

741.a) Die Bewährungszeit beträgt mindestens zwei und höchstens fünf Jahre ab Rechtskraft des Urteils,
in dem die Strafaussetzung bewilligt wird (§ 56a Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1 StGB).

G Die Strafaussetzung kann aber auch wegen einer neuen Straftat widerrufen werden, die der Ver-
urteilte noch vor Urteilsrechtskraft begangen hat (§ 56f Abs. 1 S. 2 Alt. 1 StGB; � Bewährung,
Widerruf, neuerliche Straffälligkeit, Teil A Rdn 355).

75b) Die Entscheidung über die Dauer der Bewährungszeit trifft das Gericht im Bewährungsbeschluss
gem. § 268a StPO (� Bewährung, Bewährungsbeschluss, Teil A Rdn 41).

762.a) Die Länge der Bewährungszeit bestimmt das Gericht nach pflichtgemäßem Ermessen. Bei der
Ermessensausübung ist in den Blick zu nehmen, wie lange der Verurteilte voraussichtlich der Hilfe,
Weisungen und Aufsicht bedarf (Fischer, § 56a Rn 1) bzw. welcher Zeitraum zur Einwirkung auf ihn
erforderlich ist, um ein straffreies Leben erwarten zu können (LK-Hubrach, § 56a Rn 2). Zudem soll
berücksichtigt werden, wie lange der Verurteilte benötigt, um die ihm erteilten Auflagen zu erfüllen
(LK-Hubrach, a.a.O.). Unzulässig ist es dagegen, bei der Festsetzung der Bewährungszeit darauf abzu-
stellen, dass sich der Verurteilte den späteren Straferlass gem. § 56g StGB erst durch eine lange Straffrei-
heit „verdienen“ müsse (MüKo-StGB/Groß/Kett-Straub, § 56a Rn 11).
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